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* Druck und Verlag der Hof-Vuchdruckerei von 


Inland. 


Berlin den 16. Mai. Se. Majeſtät der König haben dem Prinzen 
Friedrich Albrecht von Preußen Königl. Hoheit den Schwarzen Adler-Orden 
zu verleihen geruht. ö 

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: Dem Förſter Kuehl 
zu Dunzig in der Ober-Förfterei Jädkemühl, im Regierungs⸗Bezirk Stettin, das 
Algeneine Chrenzeihen; dem Führer dee Königsberger Brigaſchiſſes „Bricherit 
Wilhelmine“, Schiffs⸗Kapitain Ferdinand Mannowski, und dem Tages 
lUöhner Beckhoff zu Herdecke, im Regierungs⸗Bezirk Arnsberg, die Rettungs— 
Medaille am Bande zu verleihen. 


Geſtern legte der Königl. Hof für Se. Königl. Hoheit den Prinzen Ernſt 
von Sachſen die Trauer auf acht Tage au. N 


Der Erbmarſchall in der Kurmart Brandenburg, Freiherr Gans Edler zu 
Putlitz, iſt von Dresden hier angekommen. 


Berlin, den 11. Mai. (Allg. Preuß. Ztg.) Aus dem Minifterium der 
geiſtlichen Angelegenheiten find kürzlich in der Angelegenheit des Predigers Uhlich, 
auf welche ſchon lange her die geſpannte Aufmerkſamkeit des Publikums gerichtet 
iſt, dem Konſiſtorium der Provinz Sachſen Mittheilungen gemacht worden, wels 
che eine endliche Erledigung der Sache bald erwarten laſſen. Wir glauben den 
Leſern der Allgemeinen Preußiſchen Zeitung einen Dienſt zu erzeigen, 
wenn wir die aus zuverläffiger Quelle uns zugekommenen Aktenſtücke, welche den 
Gegenſtand der obengedachten Mittheilungen bilden, nachſiehend veröffentlichen: 

Ew. Hochwürden haben Sich in einer Immediat⸗Vorſtellung vom 16ten 
v. M.“) an des Königs Majeftät gewendet und um „Schonung und Ge⸗ 
duld“ gebeten. Des Königs Malfeſtät haben hierauf unter dem 30ſten deſſ. 
M. das Weitere an mich zu erlaſſen geruht, und bin ich ermächtigt, Ihnen 
eine vollſtändige Abſchrift dieſes Allerhöchſten Erlaſſes, wie mittelſt der beigefüg— 

4) geſchieht, mitzutheilen. = 
= ben werden hieraus erſehen, in welcher Weiße das in der 
evangeliſchen Landeskirche zu Recht beſtehende Kirchen Regiment feine Pflicht 
und Aufgabe erfaſſen muß, und welches die Obliegenheit des einzelnen Geiſtli⸗ 
chen iſt. Dem Kirchen⸗Regimente liegt es ob, das Bekenntniß evangeliſchen 
Glaubens, auf welches die Kirche gegründet iſt, und die Ordnungen, welche in 
ihr im hieſigen Lande verfaſſungsmäßig eingeführt find, zu ſchützen. Dem 
Geistlichen, welcher umt und Beruf in dieſer Kirche empfangen hat, liegt s 
ob, das Bekenntniß und die Ordnungen einer Kirche zu ehren und feine Stel⸗ 
lung nicht zum Stützpunkte feindlichen Angriffs gegen beide zu benutzen. Dieſe 


flicht wird von der großen Geſammtheit der evangeliſchen Geiſtlichen des Lan⸗ 


des richtig erkannt und gewürdigt. Das Beken nini und die Ordnungen der 
Kirche werden von ihnen geehrt und gehalten, und nur in wenigen Fällen hat 
das Kirchen⸗Negimeut ch in de tige O Nothwendigkeit verſetzt geſchen, 
einem offenen Auſlchnen gegen die kirchliche Ordnung mit den ihm anverauten 
Mitteln kirchlicher Zucht entgenzutreten. | ; | 

Die Achtung gegen das Bekenntniß und dieſer Gehorſam gegen die Ord⸗ 
nungen der Kirche, von deren Erweilung den einzelnen Geiſtlichen zu entbinden, 
mit der Pflicht des Kirchen⸗Regiments ſich nicht verträgt, läßt der Freiheit der 
Forſchung und Ueberzeugung einen weiten Raum. Es beſteht unter der Zahl 
derer, welche das Bekenniniß und die Ordnung der Kirche in Ehren hallen, 
eine Mannigfaltigkeit der Richtungen und Auffaſſungen. Viele unter ihnen, 
und unter dieſen wackere und ehrenwerthe Geiſtliche, nehmen für ſich die Be⸗ 
zeichnung eines Rationaliſten in Anſpruch; Andere haben einen anderen 
Standpunkt. Das Kirchen⸗Regiment achtet es nicht für ſeinen Beruf, der 
Mannichfalligkeit in der Aneignung des geoffenbarten Heils mit Mitteln äußer⸗ 
licher Zucht in der Kirche entgegenzutreten; es vertraut der einenden Kraft des 
Geiſtes Gottes und ſeines Wortes. Wem das, mit der Ehrfurcht gegen das 
Bekenntniß und dem Gehorſam gegen die Ordnungen der Kirche vereinbart 
Maß chriſtlicher Freiheit genügt, hat in ihr keine Anfechtung zu befahren. 

„) Vergleiche unten sub B. i 3 

»*) Vergleiche unten sub A. 


W. Decker K Comp. 


den 18. Mai 1847. 
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Verantwortlicher Redakteur: G. Müller. 


Dagegen darf die Kirche auf ihrem eigenen Boden und in den von ihr ſelbſt 
verliehenen Aemtern einem Beſtreben, ihr Bekenntniß und ihre Ordnungen zu 
zertören, auf keine Weiſe Raum geben. Sie kann es nicht geſtatten, daß in 
Schrift und Predigt und in Volks-Vorträgen ihr Bekenntniß von ihren eigenen 
Dienern mit Geringſchätzung behandelt, daß in der Liturgie und in der Ver⸗ 
waltung der Sakramente ihre Ordnungen nach dem Gefallen der einzelnen Geifl- 
lichen verändert oder die Maſſen zu einer Reform in der Kirche aufgerufen wer⸗ 
den. Dem Kirchen-Regiment iſt auch hierin, wie Ew. Hochehrwürden feit Jah⸗ 
ren an ſich ſelhſt zu erfahren Gelegenheit gehabt haben, das Verlangen nicht 
fremd, durch Langmuth und Schonung zu heilen. Es würde aber, zu einer 
ſchließlichen Entſcheidung gedrungen, nicht umhin können, einem ſolchen Ver⸗ 
halten, als einem ordnungswidrigen, entſchieden entgegenzutreten und ihm den 
Raum innerhalb der in der Kirche beſtehenden Aemter zu verſagen. 

Für eine Auffaſſung, welche hierin ſich in keiner Weiſe mit der in der 
Kirche beſtehenden Ordnung zu verſöhnen vermöchte, würde, ſo ſchmerzlich auch 
das Kirchen-Regiment einen jeden Abfall von der Kirche ſtets empfinden muß, 
doch kein anderer Weg übrig fein, als die von der bürgerlichen Geſetzgebung 
des Landes in dem Allerhöchſten Patente vom 30. März d. J. geöffnete Freiheit 
des Ausſcheidens. 

Ew. Hochehrwürden wollen nach den Ihnen hier vorligenden Momenten 
mit ſorgfältiger Ewägung Ihres wirklichen Standpunktes zu dem Bekenntniß 
und den Ordnungen der evangeliſchen Kirche nunmehr ermeſſen, was Ihr Ge⸗ 
wiſſen von ihnen fordert, zu thun, und was die Pflicht dem Regimente der evan⸗ 
geliſchen Kirche auferlegt, ſeinerſeits nicht zu unterlaſſen. Berlin, den 7. Mai 
1847. Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenhei⸗ 
ten. (gez.) Eichhorn. An den Prediger Herrn Uhlich Hochehrwürden zu 
Magdeburg. 

® A 


Ich überſende Ihnen hierbei eine Vorſtellung des Pfarrers Uhlich in Mag⸗ 
deburg, auf welche Sie ihn unter Mittheilung dieſes Befehls zu beſcheiden ha⸗ 
ben; der Uhlich nennt ſich einen Rationaliſten. Ich weiß, daß es viele Ratio⸗ 
naliſten unter den Geiſtlichen der evangelischen Kirche giebt, und unter ihnen 
ſehr ehrenwerthe Männer; das Kirchen-Regiment läßt ſie unangefochten, weil 
ihre Glaubensanſicht ihnen geſtattet, ſich in dem Gehorſam gegen die Ordnun⸗ 
gen der Kirche zu halten und nicht als offene Bekämpfer derſelben und ihrer 
Lehre aufzutreten; für den individuellen Glauben hat das Kirchen-Regiment 
keine Inquiſition; es iſt aber feines Amtes, gegen ſolche Lehrer der Kirche ein⸗ 
zuſchreiten, welche wider das Bekenntniß derſelben kämpfend auftreten in Schrift 
und Predigt, in Liturgie oder Verwaltung der Sakramente, in Volks⸗Vor⸗ 
trägen endlich, in welchen ſie über die Grenzen ihres Berufs hinausgreifen, und 
der Pfarrer Uhlich ſteht ſeit lange unter ſolchen in den vorderſten Reihen der 
Agitatoren, — Da der ꝛc. Uhlich ſich auf fein Gewiſſen beruft, ſo wird daſſelbe 
ihm geſagt haben, daß es ſich mit gutem Gewiſſen auch nicht verträgt, Namen 
und Autorität eines Dieners der evangeliſchen Kirche zu mißbrauchen zu dem 
Verſuch, dieſe Kirche zu verwirren und den Glauben ihrer Brüder zu untergra⸗ 
ben. — Es ſteht ihm frei, ein Diener feiner Lehre zu bleiben, wenn er ſich 
mit der der evangeliſchen Kirche nicht zu vertragen vermag, aber nicht als Leh⸗ 
rer dieſer Kirche ſelbſt, welche ein anderes Bekenntniß als das Seinige hat, das 
ſie nicht aufzugeben geſonnen, und bei welchem Sie zu ſchützen Meine Pflicht 
iſt. — Mein Patent vom 30. März d. J. hat Jedem, dem fein Gewiſſen ver⸗ 
wehrt, feine Gemeinde im Vekenntniß der Kirche zu ſtärken, den Weg gezeigt, 
aus dieſem Konflikt zu kommen, ohne in den andern erwähnten Gewiſſens⸗Wi⸗ 
derſpruch zu verfallen. Dem Pfarrer Uhlich muß es daher überlaſſen bleiben, 
ob er dieſen Weg erwählen oder ob er, wie die Menge der rationaliſtiſchen 
Geistlichen, ſich den Ordnungen der Kirche und den Forderungen des Amtes, 
nach welchem er ſich nennt, fügſam und ohne agitatoriſches Streben fügen will. 
In beiden Fällen wird er vor jeder Anfechtung vollkommen ſicher fein. Berlin, 
den 30. April 1847. (gez.) Friedrich Wilhelm. An den Staats-Miniſter 
Eichhorn. 5 25 


B. 

Mein König und mein Herr! Ew. Königl. Majeſtät bitte ich um chriſt⸗ 
liche Schonung und Geduld, und ich weiß, daß ich dieſe Bitte aus dem Herzen 
vieler Tauſende ſpreche. Ew. Mafeſtät erblicken in der evangeliſchen Kirche Ih⸗ 
res Landes eine Anſtalt, welche unabänderlich auf dem Bekenntniß der Reſor⸗ 
matoten ruhe. Ew. Majeſtat find daher geneigt, in dem Verfahren derjenigen 
Geiſtlichen, welche dies Bekenntniß nicht mehr zu dem Ihrigen machen können 
und dieſer Ueberzeugung gemäß ihr Amt verwalten, Untreue und Auflehnung 
gegen göttliche und menſchliche Ordnung zu erblicken. Ewr. Mafeſtät Konſiſto⸗ 
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rium verfährt nach dieſem Maßſtabe; demnach iſt meine Stellung, der Be⸗ 
hörde gegenüber, eine ſolche geworden, daß ich heute in meinem Amte allenfalls 
noch geduldet, morgen vielleicht ſchon mit Entfernung aus demſelben bedroht bin. 
Hier iſt es, wo ich um Schonung und Geduld bitte. Ich bin auf der Königl. 
Univerſttät Halle von Ralionaliſten zum Geiſtlichen gebildet; ich bin mit meiner 
offen ausgeſprochenen Anſicht vom Chriſtenthum in meine geiſtlichen Aemter ein— 
geführt worden; ich wirke darin ſeit drei und zwanzig Jahren, nicht ohne Se— 
gen, und weder meine Erfahrung noch mein Studium haben mich von meinem 
Rationalismus zurückgebracht. In demſelben Falle find viele Geiſtliche; unſere 
Auffaſſung des Chriſtenthums theilen viele Tauſende von Ew. Majeſtät Unter⸗ 
thanen, und unſer Leben mag ſich darüber ausweiſen, ob wir darum ſchlechtere 
Unterthanen ſind. Wir können irren, und Ew. Majeſtät können Recht haben, 
indem Sie wünſchen, daß der Rationalismus vor dem Glauben der Reformato— 
ren verſchwinde. Der Rationalismus wird auch gewiß unterliegen und verſchwin— 
den, wenn er wirklich ein Feind des Chriſtenthums iſt. Aber das Evangelium 
reicht für ſeine Kämpfe nur eine einzige Waffe dar, das Schwert des Geiſtes, 
alſo Belehrung, Ueberwindung durch Gründe; und deſſen ſcharfe Spitze kehrt 
es nur gegen Eine Klaſſe von Menſchen, gegen die Heuchler. Wir rationaliſti— 
ſchen Geiſtlichen befinden uns mitten in der evangeliſchen Kirche und haben uns 
nicht hineingeſchlichen, ſondern ſind von den geſetzlichen Behörden hineingerufen 
worden, können uns auch bis heute nicht davon überzeugen, daß wir mit unſe⸗ 
rem Rationalismus nicht ihre wohlberechtigten Diener wären. Iſt es nun nicht 
hart, wenn wir von unſerer Behörde gedrängt und bedroht und dadurch in die 
ſchlimme Wahl hineingetrteben werden, entweder zu heucheln oder unſeren Wir- 
kungskreis wider unſere Ueberzeugung aufzugeben? Diejenigen von uns, welche 
bisher ungeachtet aller drohenden Zeichen blieben, was ſie waren, ſind ſie nicht 
dem Dienſt der Kirche und des Staates immer noch erſprießlicher, als diejenigen, 
denen es leicht wird, ihre Ueberzeugung nach den Umſtänden zu verändern? 
Was hilft das Bekenntniß, wenn der Glaube, alſo die redliche Geſinnung, die 
Treue fehlt? Ew. Majeſtät bitte ich flehentlich, gebieten Sie Ihren Behörden 
auf dem eingeſchlagenen Wege Einhalt, und haben Sie Geduld mit uns. Wir 
ſind ja Ihre Unterthauen; laſſen Sie uns in unſerem uns von Gott gegebenen 
Könige unſeren väterlichen Veſchützer erblicken. Die evangeliſche Kirche läuft 
bei dieſer Schonung wahrlich nicht Gefahr. Unſere Stimme, wenn wir denn 
im Irrthum ſind, wird vor der Macht der Wahrheit verhallen, wir werden 
eines anderen überzeugt werden oder ausſterben, und die Rechtgläubigkeit wird 
einen zwar langſameren Sieg, aber einen Sieg nach chriſtlicher Kampſesregel 
feiern. Jene Stimme, welche dort in Jeruſalem im hohen Rathe noch eine 
Seltenheit war, darf wohl auf eine Stelle im Rath chriſtlicher Mächtigen Un» 
ſpruch machen, die Stimme Gamaliels: „Iſt der Rath oder das Werk aus den 
Menſchen, fo wird es untergehen. Iſt es aber aus Gott, fo könnet ihr es nicht 
dämpfen, auf daß Ihr nicht erfunden werdet, als die wider Gott ſtreiten wollen. 
— In tieſſter Unterthänigkeit Ew. Königl. Mafeſtät getreuer Unterthan: Der 
Prediger (gez.) Uhlich. Magdeburg, den 16. April 1847. 0 

Berlin den 15. Mai. Höheren Orts iſt es nun genehmigt worden, daß 
das Kammergerichts⸗Gebäude bedeutend erweitert und in einen großen Juſtiz-Palaſt 
umgewandelt werde.“ Zu dieſem Zweck ſoll daſſelbe noch ein Stockwerk erhalten. 

Auf dem Markt war in den letzten Tagen die Zufuhr von Getreide wider 
Erwarten bedeutend, weshalb auch die Preiſe wieder heruntergingen. Das Ge⸗ 
ſchäft war im Ganzen matt, weil man, unter den gegenwärtig ſich beſſer geftals 
tenden Verhältuiſſen, ein ſtärkeres Sinken der Getreidepreiſe täglich erwartet. 
Es hatten ſich gar keine Käufer auf dem Markt eingefunden. 

Königsberg. — (K. Z.) In der hieſigen jüdiſchen Synagoge wird jetzt 
regelmäßig des Sonntags Gottesdienſt gehalten. — Die Getreideausfuhr von 
Polen nach Rußland iſt nicht unbedingt, ſondern nur unter dem Vorwand für das 
Militair erlaubt. — Am 9. d. hatte der Dr. Rupp in feiner freien evangeliſchen 
Kirche wieder eine Taufe und zwei Trauungen. 

Köln. — (Rh. Beob.) In der Nacht zum 10. Mai wurde ein hieſiger 
Gendarm, als er mit mehreren Cameraden das Glacis der Feſtung abpatrouillirte, 
plötzlich von einem Mann rücklings überfallen und in die beträchtliche Tiefe des 
Wallgrabens hinabgeſtürzt, wo er eine Zeit lang beſinnungslos lag und ſpäter von 
andern Perſonen fein Stöhnen vernommen wurde, ſo daß ihm Hülfe ward. 

Elberfeld. — (Elberf. Z.) Ein Kaufmann aus der Gegend von Solin⸗ 


gen, welcher vor wenigen Tagen aus Amſterdam zurückgekehrt iſt, hat bei einem 


dortigen Handlungshauſe Briefe eingeſehen, wonach von Odeſſa aus 130 Schiffe, 


mit Korn beladen, und nach Oſtende, Antwerpen, Rotterdam und Amſterdam 
beſtimmt, unterwegs find, und viele davon bereits bis Mitte Mai an genannten 
Plätzen eintreffen werden. Sämmtliche Ladungen ſind nach Deutſchland beſtimmt 
und dürfte beſonders die Rheinprovinz ſich eines großen Theils derſelben zu erfreuen 
haben. 


Ausland. 


De chi and 

Stuttgart den 11. Mai. Die Regierung hat Heribert Rau als hieſigen 
deutſch⸗ katholiſchen Prediger anerkannt und beſtätigt. — In Ulm finden noch 
immer Verhaftungen ſtatt. Es hat ſich ergeben, daß dort ein förmliches Kom- 
plott beſtand. Etwa 80 Perſonen find bereits verhaftet. 

Karlsruhe den 12. Mai. Die Freiburger Zeitung ſagt, daß ihr ein, 
angeblich von G. Herwegh abgefaßtes, Freiheit heiſchendes Gedicht mit der Ucher- 
ſchrift! „O wag' es doch nur einen Tag“, zugekommen ſei. Das Gedicht ſei am 
2. Mai in Villers auf die Poſt gegeben worden. 

München den 10. Mal. Heute Nachmittag empfing der König die Se— 
nioren der ſämmtlichen garantirten Studenten -Verbindungen, welche um eine Anz 
dienz gebeten hatten, um Sr. Majeftät nicht blos für die neueſten Allerhöͤchſten 
Entſchließungen, durch welche eine neue Verbindung genehmigt und gewiſſe den 


Zutritt zu den Verbindungen äußerſt beſchränkende Verordnungen außer Kraft ge⸗ 
ſetzt worden ſind, ihren Dank auszudrücken, ſondern um zugleich die Königliche 
Genehmigung zu einem Sr. Majeſtät zu bringenden Fackelzug zu erbitten, durch 
welchen dieſe fämmtlichen Verbindungen für ſich und im Namen der Studenten- 
ſchaft im Allgemeinen einen öffentlichen Beweis ihrer durchaus loyalen Geſinnung 
zu geben wünſchen. Nach den Ausſagen der Deputirten ſind dieſelben von dem 
Könige aufs herablaſſendſte und väterlichſte empfangen worden, ſo wie auch die 
eben erwähnte Bitte huldvolle Genehmigung erhalten hat, und in Folge davon 
herrſchte unter der weit überwiegenden Mehrzahl der Studeutenwelt eine wahre 
Begeiſterung. Der fragliche Fackelzug wird übermorgen ſtattfinden. In einer 
Zeit, wo ſo viel von Demonſtrationen die Rede iſt, und gerade unter den gegen⸗ 
wärtig hier in München obwaltenden Umſtänden, wo ſicherem Vernehmen nach 
erſt wieder gegen einen Privatdocenten wegen unziemlicher Aeußerungen vom Lehr⸗ 
ſtuhle herab eine Unterfuchung einzuleiten geweſen ſein ſoll, dürfte dieſe öffentliche 
Geſinnungs-Darlegung von Seiten eines höchſt achtbaren Theiles der geſammten 
ſtudirenden Jugend gewiß einer allgemeinen Beachtung werth ſein, und deshalb 
glauben auch wir auf dieſe Neuigkeit einen beſonderen Werth legen zu müſſen. 

Beſtätigt ſich ein leider ſehr unerfreuliches Gerücht, dann hat unſer Hof 
geſtern Abend nichts weniger als beruhigende Nachrichten über den Stand der 
Dinge in Athen erhalten. Privatbriefe find mit der außerordentlichen Gele⸗ 
genheit, durch welche die fragliche Depeſche hierher gelangt ſein ſolle, allem An⸗ 
ſcheine nach nicht eingetroffen. 

Dem Nürnb. Korreſp. wird aus München vom 10. Mai geſchrieben: 
„Irgend ein mathwilliger Burſche hatte geſtern Abend, kurz vor dem Zapfenſtreich, 
einen ſogenannten Kanonenſchlag auf dem Platze vor der Hauptwache hinge⸗ 
worfen, durch deſſen Losgehen die Wache und die Bewohner der Umgegend er⸗ 
ſchreckt wurden. Auch verſammelten ſich, da es gerade Sonntag und ein ſchöner 
Abend war, ſogleich viele Leute vor der Hauptwache, die ſich jedoch ganz ruhig 
verhielten, wie denn überhaupt in unſerer Stadt ſortwährend eine muſterhafte 
Ruhe und Ordnung herrſcht.“ e e 
f Oe ſt erreich. 

Wien den 12. Mai. Man ſpricht fortwährend von der Erhöhung des 
Erzherzogs Albrecht zum Vicekönig von Galizien. * 

Vor einigen Tagen fand hier in Gegenwart der ganzen Geld-Ariſtokratie und 
im iſraelitiſchen Bethauſe mit großem Glanze die Vermählung eines Neffen des 
Barons von Rothſchild, Beifuß, mit der Tochter des Großhändlers Jaque Statt. 

Kürzlich wurden an der Saͤchſiſchen Grenze ſaͤmmtliche aus Leipzig kommende 
Bücherballen geöffnet, was ſonſt erſt in den Hauptſtädten der Monarchie geſchieht, 
und namentlich die Exemplare des Grenzboten in Beſchlag genommen. 

Wien den 14. Mai. Se. Mai. der Kaiſer haben mittelſt Allerhöchſter Ent⸗ 


ſchließung vom Eten d. M. die gänzliche Ausfuhr von Getreide, Hülſenfrüchten, 


Mehl und Kartoffeln für un beſtimmte Zeit aus dem geſammten Kaiſerſtaat 
verboten. Das Amtsblatt zur heutigen Wiener Zeitung bringt das diesfällige 
Circular zur allgemeinen Keuntniß. Die mit Verbot belegten Artikel find; „Wei⸗ 
zen und Spelzkörner, Türkiſcher Weizen, Roggen und Halb-Getreide, Gerſte und 
Spelz in Hülſen, gerollte oder gebrochene Gerſte und Hafergrütze, Hafer, 
Heidekorn oder Buchweizen, Hirſe, Heide und Hirſe gebrochen, Wicken, Boh⸗ 
nen oder Fiſolen und Ziſern, Erbſen und Linſen, Gries, Malz, Mehl aus Ge— 
treide und Hülſenfrüchten aller Art, wie auch Kartoffelmehl und Kartoffeln. 
Frankreich. i 
Paris den 11. Mai. In der Sitzung der Pairs⸗Kammer, in welcher dies 
ſelbe ſich zum Grrichtshofe kouſtituirte, waren 211 Mitglieder dieſer Verſamm⸗ 
lung anweſend. Die Geſammtzahl der Pairs belief ſich im Jahre 1841 auf 
357, wird ſeitdem aber wohl um zehn bis zwanzig geſtiegen fein. Als die An- 
tlage⸗Akte gegen General Cubières verlefen war, der auf Grund der 88 179 
und 405 des Strafgeſetzbuches, welche ſich auf Betrug, Aetienſchwindelei und 
Verleumdung beziehen, vor den Pairshof geſtellt iſt, ſchritt die Verſammlung zur 
Diskuſſion der vorläufigen Frage, ob ſich die Kammer für kompetent erkläre. 
Dies wurde bejaht und ſofort eine Unterſuchungs-Kommiſſion niedergeſetzt. Das 
Tribunal erſter Inſtanz hat übrigens die Klage des Herrn Parmentier gegen den 
General Cubieres und andere Aktionaire der Unternehmung von Gouhenans ab⸗ 
gewieſen und die Vernichtung jener beigelegten Briefe verordnet, welche beſchim⸗ 
pfende Thatſachen enthielten. Aus der Vertheidigungsrede des Hrn. Billault vor die⸗ 
ſem Gerichtshoſe ging hervor, daß Herr Parmentier dieſe Briefe dem General 
Cubieres in die Feder diktirt habe, um mittelſt derſelben feinen Mitactionairen 
eine gewiſſe Zahl Actien abzulocken. Parmentier ſuchte nun, im Beſit dieſer 
Briefe durch die Drohung, daß er dieſelben veröffentlichen wolle, wodurch der 
General in die bedenkliche Lage kommen mußte, ihn zur Eingehung gewiſſer Be⸗ 
dingungen zu zwingen, und als General Cubieres ſich dazu nicht bereitfinden ließ, 
vollzog er ſeine Drohung. Aus einem Privatakt vom 17. November 1844, wel⸗ 
chen Parmentier und Eubieres unterzeichnet, geht die Wahrheit dieſes Thatbeſtan⸗ 
des hervor. Das Requiſitorium des Staats-⸗Anwalts Delangles gegen Cubieres 
vor dem Pairshofe beginnt mit den Worten: „Wir, General-⸗Prokurator beim 
Pairshof 3. 2-, tragen, in Hinſicht auf die Verordnung vom Sten d. und in 
Anbetracht, daß aus den Korreſpondenzen (die in dem Parmentierſchen Prozeſſe 
vorgelegt worden) genügende Verdachtsgründe oder Beweiſe über Beſtechung oder 
Verſuche zu Beſtechung und Prellerei, oder Verſuche zu Prellerei hervorgehen 
(Vergehen oder Verbrechen, welche in den Artikeln 177, 179 und 405 des 
Straſgeſetbuchs verzeichnet), tragen hiermit darauf an, es möge dem Pairshof 
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gefallen, gegen den Angeklagten ze. Eubieres oder ſeine Mitſchuldigen die Unter 


ſuchung zu verhängen.“ 1 

General Cubières hat als Vorſitzender des Verwaltungsraths der Paris⸗ 
Straßburger Eiſenbahn ſeine Entlaſſung eingereicht. 

In der Deputirten-Kammer ſollen demnächſt wieder ſkandalöſe Eröffnungen 
bevorſtehen. Herr Boiſſy d'Anglas, Deputirter und früher Militair⸗Intendant, 
der ſich in traurigen Umſtänden zurückgezogen, will eine gründliche Unterſuchung 
beantragen, um feine Unſchuld an Beſtechungen, die im Kriegs⸗Departement 
vorgekommen fein ſollen, nachzuweſſen. Der Courrier fran ais ſagt, es 
würden wohl bald noch andere Beſtechungs⸗Skandale zu Tage kommen. Bei den 
Douchygruben im Nord⸗Departement hätten die Actionaire auch ihre Geſuche erſt 
genehmigt erhalten, als zwei hochſtehende Perſoͤnlichkeiten dabei intereſſirt worden. 
Gegen General Eubieres ſei ein Verlaäͤumdungs⸗Prozeß nicht ſtatthaft, weil feine 
Briefe einen vertraulichen Charakter gehabt. Werde er aber der Beſtechung be⸗ 
ſchuldigt, jo müſſe doch wohl auch ein Beſtochener vorhanden ſein, und man 
habe zu fragen, warum gegen dieſen nicht eingefchritten werde. 

Der Königl. Prokurator beim Civil⸗Gerichtshof des Seine-Departtment hat 
einen Vorladungs⸗Befehl gegen den Herzog von Vicenza und die Zeugen bei ſei⸗ 
nem Duell mit Herrn von Pommereur erlajjen. 5 

O'Connell hat ſich zu Marſeille am Abend des 5. auf dem Sardiniſchen Pas 
ketboot „Lombardo“ nach Civitavecchia eingeſchifft. Er wird nur einige Tage 


in Rom zubringen, um ſich dem Papſte vorſtellen zu laſſen, und ſich dann nach. 


Florenz begeben, wo er bis zu ſeiner völligen Wiederherſtellung ſeinen Aufenthalt 
zu nehmen beabſichtigt. 

Der 4. Mai war in London ein Verfalltag von Bedeutung, und wir erfahren, 
daß an nicht honorirten Wechſeln für mehr als eine Million Pfd. St. 

proteſtirt und zahlreiche Fallimente deklarirt wurden. Viele Geſchäftsmänner 
konnten nichl bezahlen, obgleich ſie ſehr anſehnliche Werth in ihren Portefeuilles 
hatten; man kann zu den beiten Zinſen kein baares Geld bekommen. Daher 
auch das ſtarke Fallen der Engliſchen Conſols. ö 
Die Democratie pacifique meldet als Gerücht, der in der Minen⸗ 
conceſſtonsgeſchichte ſtark kompromittirte General Cubieres habe ſich erſchießen 
wollen; da aber dieſer Selbſtmordverſuch verunglückte, ſei der General nach Bel⸗ 
gien entflohen. 
Heute um 2 Uhr wurden der Kommiſſion des Pairshofes in der Unterſu⸗ 
chung gegen den General Eubieres die Protokolle des Inſtructionsrichters, jo wie 
»die begleitenden Aktenſtücke, vorgelegt, und ſie verſammelte ſich unter Vorſitz des 
Kanzlers. Es ſcheint, daß dieſelbe sehr ſorgfältiger Prüfung unterzogen werden, 
und zwar nicht allein die bereits veröffentlichten Briefe. Man glaubt, die Ver⸗ 
höre des Generals werden wenigſtens noch zwei Sitzungen in Anſpruch nehmen. 
Die Kommiſſton wird fi morgen Nachmittags aufs neue verſammeln. 

f Spanien. 

Geſtern Nachmittag um 5 Uhr fuhr die Königin nach Aranjuez in einem of⸗ 
jenen Wagen ab. Ihr Schwiegervater ſaß ihr gegenüber und deſſen Tochter, die 
Inſantin Dona Joſefa, neben ihr. Die Truppen bildeten Spalier vom Schloſſe 
bis zu dem Thore von San Vicente. Hier kehrte die Kavallerie-Eskorte um, da 
ſie unmöglich dem Wagen der Königin, welche die 62 Leguas (ſieben Stunden; in 
fünf Viertelſtunden zurückzulegen beabſichtigte, folgen konnte. Die Königin ſchien 

ſehr heiterer Laune zu ſein. 

Der König iſt hier im Pallaſte zurückgeblieben und hat ſeine drei jüngſten Ge⸗ 
ſchwiſter zu ſich genommen. 

Während des Aufenthaltes der Königin in Aranjuez werden Opern, Stierge⸗ 

fechte und Feſte jeder Art dort ſtattfinden. 6 

Geſtern wurde in beiden Kammern ein Königliches Dekret verleſen, kraft deſſen 
die Sitzungen der Cortes (wie bereits erwähnt) ſuspendirt werden. 

Das Budget der Eiunahmen für das nächſte Jahr beträgt 1,257,680,466 
Realen und das der Ausgaben 1,257,578,020 Realen. Dem Gemahl der Kö— 
nigin wird zum erſtenmal ein Jahrgeld von 200,000 Piaſtern ausgeſetzt. 

Aus Liſſabon find uns keine neueren Nachrichten zugekommen. Aus den 
Provinzen Portugals lauten die Angaben immer ungünſtiger für die Königin. Die 
ganze Bevölkerung von Tras os Montes iſt dem Aufjtaude beigetreten, und das 
den Befehlen der Junta von Porto gehorchende Dampfſchiff „Mindello“ nahm am 
22ſten v. M. das Dampfſchiff „Royal Tar „ welches die Königin in England für 
40,000 Pfd. St. hatte ankaufen laſſen, nördlich vom Cabo de Roca, und brachte 
es in Setubal auf. Dieſes Dampfſchiff führte zwei Achtundſechzigpfünder an Vord 
und ſollte in Figueira Truppen der Königin abholen. 

. . Nd n g a 

Kol u, den 15. Mai. (Tel. Dep.) Den neueſten Nachrichten zufolge war 
die Annahme der Engliſchen Vermittelung von Seiten der Empörer am 2. Mai 
noch ungewiß. g 

ein: Belgien 

Brüffel, den 12. Mai. Nachdem geſtern der Senat feine noch rückſtän⸗ 
digen Arbeiten erledigt hatte, verlas der Miniſter des Innern die Königliche Ver⸗ 
ordnung, wodurch die Seſſion geſchloſſen wird. Die Verſammlung trennte 
ſich unter dem Ruf: „Es lebe der König!“ 

Der heutige Moniteur meldet? „Ein Unfall, deſſen Folgen über allen 
Ausdruck beklagenswerth hätten fein können, hat fh geſtern auf der Eiſenbahn 
zugetragen. Ihre Majeſtät die Koͤnigin kehrte von Verviers mit einem Extra⸗ 
Zuge zurück, der gegen halb 4 Uhr die Station von Ans paſſirte, als in Folge 


eines Manövers, welches man ſich noch nicht zu erklären weiß, dem Königlichen 
Zuge ein öffentlicher Wagen-Zug in die Quer kam, der in demſelben Augenblick 
heranfuhr. Die vier Wagen, welche den Königl. Zug bildeten, namentlich die 
beiden vorderen, wurden ziemlich ſtark beſchädigt. Dank der Vorſehung, erlitt 
Ihre Majeſtät die Konigin zum Glück keine Kontuſion, und ihre erſte Sorge war, 
ſich nach dem Zuſtand der Reiſenden des öffentlichen Zuges und der Perſonen ih⸗ 
res Gefolges zu erkundigen. Kein Reiſender war verletzt, aber unter den Perſo⸗ 
nen des Gefolges Ihrer Diajeftät befanden ſich drei Verwundete, der General 
Chazal, der Schaffner Carbonelle und ein Bedienter. Der General d' Hane de 
Steenhuyſe und die Baronin von Staſſart haben nur unbedeutende Quetſchungen 
davongetragen. Es iſt eine ſtrenge Unterſuchung über die Veranlaſſung dieſes 
Unfalls eingeleitet.“ 

(Tel. Dep.) Auch hier hat in Folge der ſteigenden Theuerung ein Auflauf 
ſtattgefunden, bei welchem mehrere Kaufläden geplündert worden ſſind. 

Brüſſel den 13. Mai. Der Moniteur berichtet über die (in einer telegr. 
Depeſche ſchon erwähnten) Ruheſtörungen, welche in der Nacht vom 10. auf den 
11ten in Brüſſel aus Anlaß der herrſchenden Theurung und Noth ſtattgefunden 
haben, die aber glücklicher Weiſe nur unbedeutend waren. Bei einem Bäcker 
wurden einige Fenſter zerſchlagen, in einer Schenke bemächtigte man ſich der Ge⸗ 
tränke, ohne zu bezahlen, zertrümmerte ebensfalls Fenſter und Stühle, und au⸗ 
ßerdem wurde noch einiger Straßenunfug an Laternen und an einem Getreide-Ma⸗ 
gazin verübt. Die Gendarmerie verhaftete fünf der Ruheſtörer. Geſtern bildeten 
ſich wieder einige Volksgruppen, die aber nur durch Neugier herbeigezogen ſchienen. 

5 Sach we nenn a 

Bern. — Der Vorort zeigt in einem Kreisſchreiben den Ständen an, daß 
es ihm nicht gelungen ſei, von den drei ſüddeutſchen Staats Regierungen die 
Fortdauer der früher erhaltenen Begünſtigungen in Beziehung der Getreide⸗Aus⸗ 
fuhr zu erhalten. a 5 

it 0 I ie . f 8 

Villa Carlota am Comerſee den 2 Mai. (Spen. Z.) Seit Kur 
zem haben JJ. KK. HH. der Prinz und die Prinzeſſſn Karl von Preußen mit 
ihrer erlauchten Tochter, der Prinzeſſin Luiſe, hier in den reizendſten Geſilden 
des ſchoͤnen Italiens, deren Naturſchönheiten ſchon die großen Römiſchen Natur⸗ 
forſcher Plinius, den berühmten Phyſiker Volta und den unſterblichen Bildhauer 
Canova ſo ſehr angezogen, ihre Reſidenz aufgeſchlagen. Der Zauber, den der 
Lago di Como mit feinen, maleriſchen und reizenden Ufern, fo wie die umherlie⸗ 
genden hohen Berge der Villa Carlota, oder Sommaviva, verleihen, läßt ſich in 
der That mit Worten nicht ſchildern und nur empfinden. Man fühlt ſich hier in 
ein Paradies verſetzt, wo nur Herrliches aufzukeimen vermag. Daher fühlen ſich 
die hier jetzt weilenden hohen Herrſchaften auch ſehr glücklich und vergeſſen gern 
alles Ungemach, das ſie leider den Winter über in Genua ſo lange zurückgehalten 
hat. Wie lange dieſelben hier verweilen werden, iſt unbeſtimmt. Se. K. H. 
der Prinz Karl gedenkt in dieſen Tagen auf einige Zeit nach Berlin ſich zu bege⸗ 
ben, um dort ſeinem hohen, dem Wohl des Vaterlandes geweichten, Berufe zu 
leben und dann wieder hierher zurückzukehren. Mit dem Befinden J. K. H. der 
Prinzeſſin Luiſe geht es, dem Himmel ſei Dank, immer erwünſchter, Ihr Geiſt 
und Körper gedeihen zuſehends unter dem milden Himmel Italiens und jegliche 
Schwache, worin eine lange Krankheit die anmuthige Prinzeſſin verſetzt hat, 
ſchwindet täglich mehr. Geiſtige Genüſſe, wozu ſich J. K. H. beſonders hinge⸗ 
zogen fühlt, bilden ihre Hauptunterhaltung. Alles Edle und wahrhaft Schöne 
hat für die Prinzeſſin einen beſondern Reiz. Vor dem Oktober dürfte J. K. H. 
mit ihrer erlauchten Mutter, J. K. H. der Frau Prinzeſſin Karl, wohl nicht nach 
ihrer Vaterſtadt Berlin zurückkehren, da die hohen Herrſchaften von hier aus noch 
einige ſchone Gegenden Tyrols und der Schweiz während dieſes Sommers zu be⸗ 
ſuchen beabſichtigen. Die Sehuſucht der jungen Prinzeſſin und der Frau Prin⸗ 
zeſſin Karl nach Berlin iſt ſehr groß und drückt ſich täglich in der Unterhaltung auf 
das Deutlichſte aus. An allen Vorgängen in Berlin nehmen JJ. KK. HH. den 
lebhafteſten Antheil und leſen mit großem Intereſſe die Berichte, welche ſie ſich 
fortwährend aus Berlin, mit bedeutenden Geldopfern, zukommen laſſen. . 

Vermiſchte Nachrichten. 

Poſen im Mai 1847. (Eingefandt:) Von allen Seiten lauten die Bes 
richte über die Ausſichten zur Erndte gut und auch bei uns ſtehen die ſämmtlichen 
Feldfrüchte in Folge der außerordentlich günſtigen Witterung vortrefflich. Es iſt 
eine wahre Augenweide, die üppigen Fluren der Winter- und Sommerſaaten zu 
ſehen, und das Gemüth des Beſchauers wird unwillkürlich vom Dankgefühl gegen 
die Votſehung ergriffen, die uns nach harter Prüfung ſo ſchöne Hoffnungen auf 
eine beſſere Zukunft durch fo reichen Segen bietet. Die Ausſichten auf eine unge⸗ 
wöhnlich ergiebige Erndte find demnach allgemein, und ſonach kann man zuver⸗ 
ſichtlich hoffen, daß die Preiſe allmählig auf ihren frühern Standpunkt herabfinten - 
werden, obwohl die vorhandenen Vorräthe bis zur Erudte wohl ſo ziemlich aufge⸗ 
zehrt werden dürften. Das Verbot gegen Brantweinbrennerei wirkt auch bei uns 
günſtig auf die Kartoffel- und Getteide-Preiſe; erſtere wurden heute zu 1 Rthlr. 
pro Viertel und Roggen zu 4 Rthlr., Gerſte zu 3 Rthlr. verkauft. Es ſteht zu 
erwarten, daß in Folge dieſes Verbots und des günſtigen Standes der Feldfrüchte, 
die Preiſe bald mehr fallen werden. Als Beiſpiel, daß bei unſerem hieſigen 
Straßen ⸗Krawall nicht Hunger und Verzweiflung die Urſache waren, kann ange⸗ 
führt werden, daß beim Plündern der Brodbänke zwei hieſige Einwohner, ein 


Höfer der zwei Häufer und ein Fuhrmann der zwei⸗Pferde hat, ſehr thätig ge⸗ 


weſen und bereits zur Unterſuchung gezogen ſind. 
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Witkowo (Regierungsbezirk Bromberg), den 6. Mai. „Böſe Beiſpiele 
verderben gute Sitten,“ heißt es in einem alten Sprüchworte; wie ſehr dies wahr 
iſt, haben wir geſtern erfahren, denn unſer ſonſt ſo friedliches Städtchen mußte der 
Schauplatz eines Auftritts fein, der eben fo ſtrafbar als verabſcheuungswürdig iſt. 
Am 2. d. M. plünderte in Gneſen der Pöbel etwa 30 Läden, trotz dem, daß 
ein Bataillon Infanterie dort in Garniſon ſteht; an demſelben Tage ſah auch das 
von Gneſen zwei Meilen entfernte Städtchen Trzemeszuo dieſe Exeeſſe bei ſich 
wiederholen, und geſtern war Witkowo, zu gleicher Zeit auch Rogowo und 
Czerniejewo der Schauplatz dieſer Auftritte. Der Pöbel war aus den Dörfern bis 
zu zwei Meilen im Umkreiſe, ſchon um 4 Uhr Morgens, mit Knittel und Säcken 
verſehen, in die Stadt gekommen. Da man allgemein Exceſſe befürchtete, ſo wa⸗ 
ren 50 Bürger zur Aufrechthaltung der Ruhe beordert, doch als dieſe eine Rotte 
von faſt 1000 Köpfen ſtark erblickten, hielten ſie es für das Beſte, ſich zurückzu⸗ 
ziehen. Die Plünderung begann damit, daß man ſich eines Wagens mit Kartof⸗ 
feln bemächtigte, und ein allgemeines Hurrah! war das Signal zur Plünderung 
eines Bäckerladens, und nun bewegte ſich die raubluſtige Menge von Laden zu La⸗ 
den, nicht bloß raubend, ſondern zerſtörend. Wir wollen den Raum nicht für 
einzelne Thatſachen, die von der Rohheit dieſes Pöbels zeigen, in Anſpruch nehmen, 


um dem Treiben dieſer Schändlichen Einhalt zu thun, doch vergebens, und zu⸗ 
letzt mußte er ſich erſchöpft zurückziehen, und dem Pöbel einen Speicher mit Ge⸗ 
treide opfern, den er faſt 2 Stunden mit übermenſchlicher Kraft gegen denſelben 
vertheidigt hatte. Durch die günſtigen Erfolge, — es wurden an 15 Läden ohne 
Widerſtand geplündert, — nun ſchon dreiſt gemacht, wagte der Pöbel den durch 
ſeine Entſchloſſenheit ſprüchwörtlich gewordenen Bürger J. Knaſt, von dem man 
ſagte, er habe 1000 Scheffel Getreide liegen, zu plündern. Doch dieſer, darauf 
vorbereitet, empfing die Raubluſtigen mit einigen Schüſſen. Die Bürger hier⸗ 
durch, jo wie durch feine Aufforderungen ermuthigt, griffen ebenfalls zu den Waf⸗ 
fen, und jetzt begann ein Kampf, der furchtbar in ſeinen Einzelheiten war, und 


der, um kurz es zu ſagen, damit endigte, daß der Pöbel zur Stadt hinausge⸗ 


trieben wurde, nachdem mehr denn 40 von ihnen mehr oder weniger gefährlich 
verwundet worden waren. Bald nach der Vertreibung des Pöbels langte der 


Regierungs- und Departementspolizeirath Lübbe aus Trzemeszuo, wo ſich derſelbe 
gerade zur Unterſuchung der dort ſtattgefundenen Exceſſe befand, mit 6 Gensdar⸗ 
men, und gleich darauf auch die Huſaren aus Wreſchen hier an, denen bald eine 
Compagnie Füſiliere aus Gneſen mit Extrapoſt kommend, folgte, und ſogleich 
wurden in den nahe gelegenen Dörfern mehr denn 50 Perſonen verhaftet, wor⸗ 


obgleich deren eine Menge vorgekommen ſind. 


Unſer trefflicher Diſtriktscommiſſarius Herr Hauptmann Kummer that Alles, 


Stadttheater in Poſen. 

Dienſtag den 18ten Mai zum Beneſiz für Herrn 
Fiſcher: Pelva, die Waiſe aus Rußland; 
Melodrama in 2 Abtheilungen von Louis Angely, 
Muſik von Blum Mit drei zur Handlung paſſen⸗ 
den Tableaux als Vorſpiel. Iſtes Tableau: Der 
Brand in Moskau. 2tes Tabl.: Der Rückzug der 
Franzoſen aus Moskau. Ztes Tabl.: Die Ankunft 
in Paris. — Hierauf der dritte Akt aus „Nobert 
der Teufel“; große heroiſche Oper in 5 Akten von 
Meyerbeer. 


Wohlthätigkeit. 


ler vorräthig: 


„Nihlr. 20 Sgr. 


unter ſich nicht wenig Begüterte befanden. 
Unterſuchung werden wir Nachricht geben. 


Für die abgebrannten Armen in Murowana⸗Gos-⸗ 
lin ſind ferner bei mir eingegangen: 


Von Herrn Conſiſt.⸗Rath Cranz 3 Rthlr., von 
Herrn Kaufmann Graßmann 5 Rthlr., von Hrn. 
Kaufmann Berger 10 Rthir., von Herrn Stadtrath 
Jeziorowski 3 Rthlr. und ein Pack Kleidungsſtücke, 
von Herrn Medizinalrath Dr. Jagielski 3 Rihlr., 
von Herrn Ob.⸗App.⸗Ger.⸗Rath Jeiſek 3 Rtlr., von 
Herrn Hofrath Schwidam 1 Rthlr., von Herrn G. 
R. 1 Rthlr., von Herrn B. 20 Sgr., von Herrn 


„Commerzien-Rath Bielefeld 10 Rthlr., von Herrn 


F. L. 2 Rthlr Zufammen mit dem Vorigen 79 
Wird fortgeſetzt und liegt die Liſte noch ſerner bei 

mir aus. — Ich lade alle Menſchenfreunde, befon- 

ders die Wohlhabenden, zur gütigen Theilnahme ein. 
Poſen, den 17. Mai 1847. 


A 


Bei Carl Hoffmann in Stuttgart iſt ſo eben erſchienen, und in Poſen bei E. S. Mitt⸗ 


Fr. Berge „ Taſchenbuch für Käfers und Schmetterlingsſammler, oder praktiſche Anweiſung, Käfer 


und Schmetterlinge zu ſammeln, zu erziehen, zuzubereiten und aufzubewahren. 
namentlichen Aufzählung der europäiſchen Gattungen in ſyſtematiſcher Ordnung. 
tiven Abbildungen der Fang⸗Inſtrumente und fonftigen Geräthſchaften. 


Nebſt einer 
Mit inftrue- 
Preis, broch. 20 Sgr. 


Dieſes, 24 Bogen ſtarke, mit den nöthigen Abbildungen verſehene, Buch, enthält Alles, was 
Sammlern von Schmetterlingen und Käfern zu wiſſen nöthig iſt; die Anleitung zum Fang und zum 
Aufbewahren iſt genau und ausführlich, und das angehängte vollſtändige Verzeichniß aller curopäi⸗ 

ſchen Käfer und Schmetterlinge dürfte, da ein anderes nicht vorhanden iſt, auch für wiſſenſchaftlich Ge 


bildete zu richtiger Eintheilung und Ordnung 


\ Bekanntmachung. 
Für das Jahr 1847 haben wir den Anfang der 
Gerichtsferien auf den 24 ſten Juli, das Ende der- 
ſelben auf den ten September c. feſtgeſetzt. 
Wihrend dieſer Ferien werden nur ſolche Angele- 
genheiten bearbeitet werden, welche ihrer Natur nach 
keinen Aufſchub leiden und im Geſetze als der Be⸗ 
ſchleunigung bedürfend bezeichnet ſind, als Wechſel-, 
Exccutiv⸗, Mandats⸗, Alimenten-, Arreſt- Admini⸗ 
ſtrations⸗, Sequeſtrations-, Exmiſſions⸗, Kriminal⸗ 
ſachen und Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Auf Gegenſtände dieſer Art find daher die bei den 
Gerichten anzubringenden Geſuche und Eingaben zu 
beſchränken. Andere finden im Laufe der Ferien nur 
Erledigung, wenn fie mit einer beſonders beizufü⸗ 
genden Eingabe als Ferialſachen bezeichnet ſind, und 
die im Verzuge obwaltende Gefahr zureichend dar— 
gethan wird. a 
Poſen, den 4. Mai 1847. 
Königliches Oberlandesgericht. 


N Ausſtellung 
der Gewinne der, zum Veſten der Waiſenanſtalt für 
Mädchen veranſtalteten Lotterie im 
Saale des Rathhauſee, 
vom 17ten bis 21ſten Juni Vormittags von 11 bis 
I uhr, Nachmittags von 3 bis 6 Uhr. 
Die öffentliche Verlooſung beginnt Sonnabend 
den 22ften Juni 10 Uhr Vormittags. Looſe à 10 
Sgr. find im Ausſtellungs⸗Lokal zu haben. 


Uneetennung 
Bei den hier ſtattgefundenen Unruhen durch den 
Angriff der Rebellen auf die Stadt Gon zawa am 


ihrer Sammlungen unentbehrlich fein! --- ö 


Eten d. Mes. handelte der Premier Lieutenant Herr 
von Moſch von der Sten Comp. 21ſten Infanterie 
Regiments mit ſolcher Umſicht und bewirkte in den 
ſpäteren Tagen die Verfolgung der Aufrührer mit 
einer ſeltenen perſönlichen Ausdauer ſo, daß wir uns 
im Einverſtändniſſe der ſämmtlichen hieſigen Einwoh⸗ 
ner gedrungen fühlen, den wohlverdienten Dank 
auszuſprechen. 

Gonzawa, den 14. Mai 1817. 

Die Rittergüter Niepruſzewo Buker Kreiſes 
werden von Johanni d. J. ab auf neun binterein- 
ander folgende Jahre verpachtet. Pachtluſtige kön— 
nen ſich an den Unterſchriebenen wenden, um die 
Bedingungen zu erſehen. 

Niepruſzewo bei Buk, den 6. Mai 1847. 

. v. Urbanowski. 


Meine in Frankfurt aſO. in meinem Hauſe 
beſtens eingerichtete Deſtillation mit Piſtoriusſchem 
Doppelapparat, 2 Becken, Lutterkaſten und ſämmt⸗ 
lichen in gutem Zuſtande befindlichen Utenfilien, iſt 
unter vortheilhaften Bedingungen zu verkaufen oder 
zu verpachten. Auch würde ich die Utenſtlien allein 
verkaufen. Für ſt. 


r ” 7 
Reibzündwaaren. 

Unterzeichneter empfiehlt ſich zur Einrichtung von 
Zuͤndwaarenfabriken und liefert die dazu nöthigen 
Ütenfilien nach den neueſten und zwedmäßigfien 
Wiener Muſtern gearbeitet. 

Portofreie Anfragen werden gern beantwortet. 

Dresden. O. Reinhard. 


Ueber den Erfolg der eingeleiteten 


Poſen den 17t 12 . 
Wie wir hören, hat die hieſige Bank⸗ 
Kommandite alle Einrichtungen getroffen, 


um bei dem bevorſtehenden Wollmarkte Dar⸗ 5 
lehne auf Wolle geben zu können, und iſt i 
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der hieſige Tuchhändler und vereidete Mäk⸗ 
ler Nathan Tobias zu diefem Behuf 
zum Taxator beſtellt worden. 

Die damit getroffene Maßregel wird ſo⸗ 
wohl den Produzenten, als den Käufern 
nützlich werden, inſofern als die Verkäufer 
von den Käufern weniger gedrängt werden 
können und die Käufer, beſonders kleineren 
Fabrikanten aus der Provinz und Umgegend 
die Mittel geboten werden, leichter und 
mehr zu kaufen als ſonſt. 


Das Waaren⸗Lager 


von 


Herz Königsberger, 

1 RE ar 91. 
ur evon n e Meſſe 
empfangenen Waaren 2270 Sehe afoeiet empfehle 
eine ſchöne Auswahl Franzöſ. Battiſte, Mous- 
selin de laine- Roben, Toile du 
Nord ze. in den neueſten Muttern zu den 

aufs billigſte angefegten Preiſen. f 


Große Wollniederlagen 


unter Verdeck 
zu vermiethen Wilhelmsſtraße 8. 


Zu vermiethen 
Wilhelmsſtraße No. 8. it ein großes Ge: 
ſchäfts⸗Lokal nebſt daran befindlicher Stube, 
die jedoch auch mit dem Laden vereinigt werden kann, 
ſofort zu vermiethen, eben ſo eine Wohnung zu Jo⸗ 
hanni oder Michaeli in 2ter Etage zu beziehen. 

Poſen, im Mai 1847. 


r 


® 
® 


Meyer Falk. 


2 Große Sahnkäſe offerirt äußerſt billig 
Julius Horwitz, Wilhelmsplatz⸗Ecke No. 1. 


Mittwoch den 19ten Mai: 


Großes Gung'lſches Konzert 


unter der Leitung des Herrn Scholz. 
Anfang Nachm. 5 Uhr. 
Entred à Perſon 23 Sgr. Das Programm wird 
um Lokale vertheilt, wozu ergebenſt einladet 
Hildebrand, Koͤnigsſtraße No. 1. 


— ˖ nt... 
Sonnabend den Löten d. Mts. iſt auf dem Wege 
vom Eichwalde bis zur Mitte der Gerberſtraße ein 
goldenes Armband verloren worden. Kennzeichen 
find: auf der obern Seite weiß und blau Emaile⸗ 
Verzierung, und ein daran hängendes goldenes 
Kettchen mit zwei Bommelchen. Dem Abgeber wer⸗ 
den 2 Thaler Belohnung zugeſichert, Markt und 
Schloßſtraßen⸗Ecke No. 84 eine Treppe. 


(Hierzu eine Beilage.) 


. ˙ . ˙ Lu El u 


113. Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 18. Mai 1847. 
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Landtags: Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 12. Mai. 
(Fortſetzung.) 

Marſchall: Ich will alſo die Frage ſtellen: Iſt die hohe Verſamm⸗ 
lung der Meinung, daß ihr Marſchall anzeigen ſoll, die beabſichtigte Her⸗ 
ausgabe der Landtags⸗ Verhandlungen ſei in Beziehung auf die Kurie der 
drei Stände keine amtliche, und werde dazu von dem Secretariat derſelben das 
Material nicht geliefert? (Ja! Ja!) Die dagegen ſind, bitte ich aufzuſtehen. 
Die Frage iſt bejaht worden, und ich werde daher den Beſchluß ausführen. 

Abg. Dittrich: Die hohe Verſammlung hat ſich mit den Maßregeln 
beſchäftigt, die zur ſchleunigſten Abwehr der Noth erforderlich ſind, und ſie 
-find mit der allerdankenswertheſten Beſchleunigung von des Königs Mafeſtät 
in Ausführung gebracht worden. Es find aber dieſe Maßregeln nur diejeni⸗ 
gen, die zur allerſchleunigſten Abwehr nothwendig waren. Es giebt aber noch 
viele Maßregeln, die beantragt worden ſind, die auch zur ſchleunigen Abwehr 
der Noth nothwendig ſind, beſonders die Verſchaffung von Arbeit. Es ſind 
darüber mehrere Anträge, mehrere Vorſchläge gemacht worden, bis jetzt iſt 
aber das Gutachten nicht eingegangen. Inzwiſchen gehen aus ſehr vielen 
Theilen der Monarchie, insbeſondere auch aus mehreren Kreifen meines Wahl⸗ 
bezirkes, aus Glatz, Habelſchwerdt, Frankenſtein, betrübende Nachrichten über 
Unruhen ein, die in Folge der Theuerung entſtanden ſind. Ich erlaube mir 
an den Herrn Marſchall die gehorſamſte Bitte, das Gutachten möglichſt zu 
beſchleunigen. 

Marſchall: Das Gutachten über dieſe Anträge iſt mir geſtern zuge⸗ 
gangen und geſtern gleich zum Druck befördert worden. Es wird das Nächſte 
ſein, welches nach den Allerhöchſten Propoſitionen zur Berathung kommen wird. 
Wir kommen zur Fortſetzung der Berathung über das Reglement wegen der 
noch zwei ausgeſetzten Punkte, und ich bitte den Herrn Referenten, ſeinen 
Platz einzunehmen. Der erſte Punkt betrifft einen Antrag des Herrn Abge— 
ordneten v Saucken in Beziehung auf $ 25. 2 

Landtags-Kommiſſar: Der eben genannte Antrag eines geehrten 
Deputirten aus der Provinz Preußen hat mir in der letzten Sitzung Veran⸗ 
laſſung gegeben, zu erklären, daß der Antrag auf die Prüfung der Wahlen 
durch die hohe Verſammlung den Anſpruch eines neuen weſenklichen Rechtes 
involvire und daher nicht als Amendement zu dem Geſchäfts-Reglement ein- 
zubringen ſein würde. Es iſt darauf die Frage geſtellt worden, wie es mit 
der Prüfung und Veſtätigung der Wahlen für die Provinzial⸗Landtage, welche 
bekanntlich zugleich die Wahlen für den Vereinigten Landtag ſind, ſeither ge⸗ 
ſetzlich und ſaktiſch gehalten worden ſei. Die provinzialſtändiſchen Geſetze be⸗ 
ſtimmen übereinſtimmend, daß der Königliche Wahl⸗Kommiſſarius die Wah⸗ 
len zu prüfen hat, namentlich ob ſolche in der Form und nach den Eigen- 
ſchaften der Abgeordneten als der Vorſchrift gemäß geſchehen ſeien. Sie füs 
gen hinzu: nur wenn derſelbe in dieſer Beziehung Mängel findet, iſt er bes 
rechtigt, eine andere Wahl zu verlangen. Damit nun die acht Königlichen 
Kommiſſarien nicht etwa nach verſchiedenen Grundſätzen bei der Prüfung dies 
ſer Wahlen verfahren, damit vielmehr in dieſer Beziehung für die ganze Mo⸗ 
narchie eine Einheit des Verfahrens möglichſt befördert werde, iſt ſeit der Er⸗ 
öffnung der Provinzial⸗Landtage die Einrichtung getroffen, daß nach vollen 
deter Wahl die Wahlverhandlungen nebſt dem Verzeichniß der gewählten Pers 
ſonen dem Miniſterium des Innern eingereicht werden, von dieſem an des 
Königs Majeſtät berichtet wird und dann von Allerhöchſtdemſelben das Aner- 
kenntniß erfolgt, daß die Wahl rite vollzogen und gegen die gewählten Per- 
ſonen nichts zu erinnern ſei. Es hat dies, wie geſagt, unverändert fortbeſtan⸗ 

den bis zum Jahre 1841, wo diejenige Allerhöchſte Kabinets-Drdre erlaſſen 
iſt, welche ein geehrtes Mitglied der Rheins Provinz in der letzten Sitzung 
vorgeleſen hat, und wodurch beſtimmt worden, daß, wenn gegen die Wahl 
ſich nichts zu erinnern fände, Se. Majeſtät der König auf dieſen Immediat⸗ 
Vortrag verzichten und es der ſtändiſchen Immediat-Kommiſſion überlaſſen 
wollen, die Wahlliſten dem Landtags-Kommiſſar oder dem Ober-Präſtdenten 
mit der Bemerkung zurückzuſchicken, daß nichts zu erinnern wäre, daß aber, 
wenn Bedenken obwalteten, dieſe Sr. Majeſtät dem Könige vorgetragen wer⸗ 
den und darüber die Allerhöchſte Entſcheidung erfolgen müſſe. So iſt das 
Verfahren bis jetzt geweſen. In Beziehung auf den letzten Punkt aber fin 
det ſich folgende Entſcheidung: »Wenn aber Unſere getreuen Stände ferner 
beantragen, daß künftig eine Veſtätigung der Wahlen nicht mehr flattfinden 
möge, ſo machen Wir denſelben bemerklich, daß, nach §. 28. Unſeres Geſez⸗ 
zes vom 20. März 1824, der Landtags-Kommiſſar zu prüfen hat, ob die 
Wahlen in den Formen und nach den Eigenſchaften der Abgeordneten der 
Vorſchrift gemäß geſchehen ſeien, die vorgeſchriebene Prüſung aber das Recht 
der Verweigerung und Anerkennung einſchlietzt und es lediglich Unſerer Ent⸗ 
ſcheidung vorbehalten bleiben muß, ob Wir dieſes Recht ſelbſt ausüben oder 
anderweitig delegiren wollen.“ So ſteht die Sache; und nach dieſem Stande 
derſelben glaube ich mich vollkommen richtig geäußert zu haben, wenn ich in 
der letzten Sitzung behauptete, daß die Prüfung der Wahlen nicht zur Cog⸗ 
nition des Landtags gehöre und alſo ein dahin gerichteter Antrag nicht in 
das Geſchäfts-Reglement werde aufgenommen werden können. So viel ich 
mich aber erinnere, hat das geehrte Mitglied von Preußen in der letzten Ver⸗ 

ſammlung ſeinen Antrag dahin modiſizirt, daß es nicht ſeine Abſicht geweſen 
ſei, die Prüfung der Wahlen dem Vereinigten Landtage zuzuwenden, ſon⸗ 
dern nur den Antrag zu ſtellen, daß, wenn Bitten oder Beſchwerden gegen 
anerkannte Wahlen oder Bitten und Beſchwerden darüber, daß gewiſſe Wah⸗ 
len nicht zu Recht beſtändig erklärt ſeien, dem Landtage vorlägen, dieſe Per 
titionen vorzugsweiſe beim Anfange der Verhandlungen zur Diskuſſion ge— 
ſtellt werden möchten. Sollte dieſer Antrag wiederholt werden, ſo würde von 
meinem Standpunkte aus gegen denſelben als Amendement zu dem Geſchäfts— 
Reglement nichts zu erinnern ſein. 

Abg. v Saucken: Der Herr Landtags⸗Kommiſſar hat ganz richtig er⸗ 
wähnt, daß es meine Abſicht war und jetzt auch noch iſt, der hohen Ver⸗ 
ſammlung das vorzuſchlagen. Ich werde mir erlauben, mein Amendement 
auch noch wörtlich vorzuleſen, und ſie werden es vollkommen mit den Wor⸗ 
ten des Herrn Kommiſſars übereiſtimmend finden: »Die Kurie der drei 
Stände hat vor dem Beginn aller anderen Geſchäfte diejenigen Wahlen ihrer 
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Abgeordneten zu prüfen, über welche Beſchwerden wegen vorgekommener Uns 
gehörigkeiten vorliegen, und darüber Entſcheidung zu treffen. « 

Marſchall: Findet der Antrag Unterſtützung? 

(Wird hinreichend unterſtützt.) 

Abg. v. Beckerath: Ich ſchlage vor, daß die Schlußworte »darüber 
9 zu treffen« umgewandelt würden in: »darüber ſeine Erklärung 
zu geben. « 

Abg. v. Saucken: In dieſem Sinne glaube ich, daß die Abſtimmung 
erfolgen kann. 5 

Referent v. Katte: Wenn ich recht verftanden habe, nimmt der Ans 
tragſteller die Worte »Entſcheidung zu treffen« zurück uud nimmt den letzten 
Vorſchlag an. 

Abg. v. Saucken: Ja! 

5 (Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Ich muß wiederholen, wie ich glaube, daß über die Sache 
ſelbſt keine Meinungsverſchiedenheit vorhanden ſei, und daß die Verſammlung 
ſich in eine ſchwierige Lage begeben würde, wenn ſie die Faſſung beſchließen 
wollte, ein Unternehmen, das in großer Verſammlung beinahe immer unaus⸗ 
führbar iſt. Ich möchte daher nochmals den Vorſchlag machen, daß, abgeſe⸗ 
hen von jeder Faſſung, vorgetragen würde, was eigentlich der Sache nach er⸗ 
beten werden ſoll, und wenn dies feſtſteht, wir uns jedes Verſuchs zur Faſ— 
ſung begeben. Ich erſuche den Herrn Antragſteller, uns zu ſagen, was ge⸗ 
wünſcht wird, und wenn ich dann die Frage ſtelle: Will die Verſammlung 
dieſem Beſchluß beitreten, fo glaube ich, daß fie bejaht wird. 

Abg. v. Saucken: Ich habe mich des in meinem Vorſchlage enthalte— 
nen Wortes Entſcheidung begeben und mich dem Vorſchlage des Abg. aus 
der Rheinprovinz angeſchloſſen. Ich würde daher jetzt meine Bitte dahin be⸗ 
ſchränken, daß der Antrag dahin vorgelegt werde, ob die Verſammlung ihn 
ſo annehmen wolle, wie er dort geſtellt iſt. Ich weiß nichts Anderes in die 
Stelle zu ſchieben. ” 

Marſchall: Alſo wenn ich richtig verſtanden habe, fo ſteht die Sache 
ſo: Findet ſich, daß Wahlen für unrichtig gehalten oder Ungebührniſſe ver⸗ 
muthet werden, ſo beſchäftigt ſich die Verſammlung ſogleich mit dieſem Ge⸗ 
genſtande, ſie unterſucht, was vorgefallen iſt, und findet ſie die Ungebührniſſe 
beſtätigt, ſo richtet ſie den Antrag an Se. Majeſtät den König, dem abzu⸗ 
helfen. Iſt die Verſammlung damit einverſtanden, ſo bitte ich hiermit, ſich zu 
erheben. (Große Majorität.) Und jetzt glaube ich, daß die Faſſung leicht 
fein wird, da man die Worle dazu finden wird. Wir kommen jetzt zum zwei⸗ 
ten vorbehaltenen Punkte in Betreff des $. 268. 2 

Referent v. Katte: Der Gegenſtand des Vorbehaltes iſt der Verſamm⸗ 
lung ſchon bekannt, fo daß ich glaube, mich der Spezialiſtrung derſelben ent⸗ 
halten zu können; er betrifft den von Sr. Majeſtät dem König entſchiedenen 
Fall, ob Bitten und Veſchwerden, welche dem Landtags-Marſchall eingereicht 
werden, von ihm unter jeden Umſtänden zur weiteren Prüfung der Abtheil. 
überwieſen werden müſſen oder nicht. 

Marſchall: Im Allgemeinen geht die Frage dahin, ob der Landtags⸗ 
Marſchall oder die Verſammlung über die Kompetenz zu entſcheiden habe. 
Der Antrag iſt dahin geſtellt worden, daß dieſe Kompetenz dem Landtage 
zuſtehen ſolle. 5 

Eine Stimme (vom Platz): (Nicht recht verſtändlich.) Ich glaube, daß 
die Entſcheidung Sr. Majeſtät zuſteht, und nicht dem Herrn Marſchall. 

(Stimmen verlangen die Abſtimmung.) 

Marſchall: Ich ſchließe die Debatte und ſtelle die Frage, ſoll Se. 
Majeſtät gebeten werden, daß die Entſcheidung darüber, ob ein Antrag zu 
ſeiner Kompetenz gehöre oder nicht, dem hohen Landtage ſelbſt, nicht aber 
ſeinem Marſchall zuſtehen ſolle? : 

Eine Stimme (vom Platz): Ich würde mir den Vorſchlag erlauben, 
ſtatt des Wortes Entſcheidung das Wort Beurtheilung zu gebrauchen, denn 
nicht die Entſcheidung iſt beantragt worden, ſondern die Beurtheilung. 8 

Marſchall: Ich bin erbötig, ſtatt des Wortes Entſcheidung das Wort 
Beurtheilung zu nehmen, es ändert eigentlich in der Sache nichts. Es würde 
alſo ſo heißen: „daß die Beurtheilung, ob ein Antrag zur Kompetenz des 
Landtags gehöre oder nicht, dem Landtage aber nicht ſeinem Marſchalle zu⸗ 
ſtehen ſolle.“ Die für die Bejahung dieſer Frage ſind, bitte ich, aufzuſtehen. 
(Es erheben ſich viele Mitglieder.) Mit überwiegender Majorität angenom⸗ 
men; zu der ich ſelbſt gehöre. Wir gehen jetzt zur Begutachtung der Abtheil., 
„betreffend die Allerhöchſte Verordnung wegen Abſchätzung bäuerlicher Grund⸗ 
ſtücke und die Beförderung gütlicher Auseinanderſetzung über den Nachlaß 
eines bäuerlichen Grundbeſitzers“, über. Der Herr Abg. v. Brünneck wollte 
aber noch etwas zu dem vorigen Gegenſtande bemerken. 8 

Abg. v. Brünneck: Ich erlaube mir, an den Herrn Marſchall die 
Bitte zu richten, es zu veranlaſſen, daß noch ein Veſchluß dahin genommen 
werde, daß es vorbehalten bleibe, noch ſpäter auf Anträge, die den Zweck ha⸗ 
ben, Abänderungen im Geſchäfts-Reglement zu erbitten, zurückkommen zu dür⸗ 
fen. Mir ſcheint dies nöthig, denn ich glaube, daß wir täglich neue Erfah⸗ 
rungen machen. Sollte das nicht von der Verſammlung angenommen werden, 
ſo würde ich mir vorbehalten müſſen, ſchon jetzt noch einige Anträge zu ſtel⸗ 
len, die mir als dringendes Bedürfniß erſcheinen. 

Marſchall: Findet der Antrag Unterſtützung? 

(Wird von der Majorität unterſtützt.) 1 

1 Referent: Wird dieſer Antrag von der hohen Verſammlung geneh⸗ 
migt, ſo macht dieſes das Zuſtandebringen meines Berichts und die Berathung 
der erſten Kurie unmöglich. Er würde jedenfalls ſo ſpät in die erſte Kurie 
gelangen, daß er ſeine Erledigung nicht mehr finden könnte. 
Eine Stimme: Ich glaube nicht, daß es Abſicht iſt, den Bericht: zu⸗ 
rückzuhalten, ſondern daß man ſich nur eine Petition für ſpätere Fälle vor⸗ 
behalten will. a . 
Referent: Eine Petition, die an Se. Majeſtät gelangen ſolle, fordert 
die Gutachten beider Kurien. Ich ſtelle der Erwägung anheim, ob dieſes auf 
anderem Wege zu ermöglichen iſt. . 1 g 

Abg. v Brünneck: Ich beabſichtige in keinem Fall, jetzt den Schluß 
des Geſchäfts aufzuhalten. D 12 

Eine Stimme: Es wird der Antrag eigentlich dahin gehen, daß eine 
Petition für den nächſten Landtag vorbereitet wird. 


* — 
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Marſchall: In Beziehung auf den gemachten Antrag erlaube ich mir 
den Vorſchlag, daß am Schluſſe des Gutachtens geſagt werden möge, der 
Landtag bitte um die Erlaubniß, daß, wenn ſich im Laufe deſſelben noch 
Wünſche herausſtellen ſollten, ſie gegen den Schluß noch vorbringen zu dür⸗ 
fen, dadurch würde zugleich der Antrag vorbereitet 

(Dieſer Antrag ſindet vielſeitige Unterſtützung.) 

Marſchall: Ich werde darüber abſtimmen laſſen, ob der Vorſchlag 
angenommen werden ſoll oder nicht, denn eine förmliche Abſtimmung hat nicht 
ſtattgeſunden. Ich bitte alſo, daß diejenigen, welche gegen den Vorſchlag 
ſind, die Bitte mit aufzunehmen, daß wir gegen den Schluß des Landtages 
unſere Wünſche noch ausſprechen dürften, aufzuſtehen. (Niemand erhebt ſich.) 
Er iſt angenommen. Der Herr Referent wird nun das Gutachten vortragen. 

Referent v. Breitenbauch (lieſt): „Gutachten der zweiten Abtheilung 
der Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtags, betreffend die Aller⸗ 
höchſte Verordnung wegen Abſchätzung bäuerlicher Gründſtücke und die Beſör⸗ 
derung güllicher Auseinanderſetzungen über den Nachlaß eines bäuerlichen 
Grundbeſttzers.“ Das Gutachten zerfällt in zwei Theile, in einen allgemeinen 
und einen ſpeziellen. Ich werde der hohen Verſammlung gehorſamſt vor⸗ 
ſchlagen, mir zu erlauben, den allgemeinen Theil erſt vorzutragen, dann aber 
mit dem Vortrage des ſpeziellen Theils auch zu gleicher Zeit wegen Zeitge—⸗ 
winnung die Berathungen der einzelnen Paragraphen zu verbinden. 

Marſchall: Ich bin diefer Meinung nicht. Ich werde Sie bitten, 
den allgemeinen Theil vorzutragen, und dann werde ich erſt fragen, wer über 
denſelben, nämlich über die Bedürfnißfrage und über die Geundſäge des ganz 
zen Geſetzes, ſprechen will, wozu ſich ſchon eine Reihe von Rednern hat ein⸗ 
ſchreiben laſſen. 

Referent v. Breitenbauch: „Das erſte, was die zur Begutachtung 
des oben genannten Geſetz-Entwurſs ernannte Abtheilung auszuſprechen hat, 
iſt: daß in ihr ſo verſchiedenartige und entgegengeſetzte Anſichten aufgetaucht 
ſind, welche es ihr unmöglich machten, ein einſtimmiges Votum ſowohl in 
der Bedürfnißfrage, als auch 
Geſetzes abzugeben, und daß dieſe Erſcheinung in den Provinzen ſtattfinden⸗ 
den verſchiedenartigen Verhältniſſen und Einrichtungen ihren Grund zu haben 
ſcheint. Der Gefeg-Entwurf ſtellt als Motive in feinem Eingange die Worte 
hin: Das Geſetz ſolle „auf die Erhaltung eines kräftigen Bauernſtandes, wie 
der Güter deffelben in den Familien ihrer Beſitzer, hinwirken“ und verfolgt 
dieſe Tendenz auf zweierlei Wegen, indem es einestheils mehr Sicherheit und 
Wahrheit in das Taxationsweſen von Ruſtikal-Grundſtücken bringen, anderen⸗ 
theils aber die gütliche Auscinanderſetzung über den Nachlaß eines bäuerlichen 
Grundbeſitzers dadurch befördern will, daß es den Vormundſchaften dazu 
erweiterte Befugniffe einräumt. Als vor der Berathung der ſpeziellen Para- 
graphen des Geſetz-Entwurfs, aber nach gepflogener allgemeiner Diskuſſion 
die generelle Frage aufgeftellt wurde: Findet die Abtheilung, daß zu Erhal⸗ 
tung eines kräftigen Bauernſtandes ein Geſetz über die Abſchätzung bäuer⸗ 
licher Gruudſtücke und zu Beförderung gütlicher Auseinanderſetzung über den 
Nachlaß eines bäuerlichen Grundbeſitzers Bedürfniß iſt? ſo wurde dieſe Frage 
durch 4 Stimmen mit ja, durch 11 Stimmen aber, worunter ſämmtliche 
8 Abgeordneten der Landgemeinden, mit nein beantwortet. Auf die beiden 
Theile des Geſetz-Entwurfs einzeln eingehend, wird zuerſt die fernere Frage 
aufgeworfen: Erkennt die Abtheilung es als wünſchenswerth an, daß zu Beſei⸗ 
tigung der jetzt beſtehenden Unſicherheit und Verſchiedenheit im Verfahren bei 
Abſchätzung bäuerlicher Grundſtücke ein Geſetz emanirt werde? und dieſelbe 
durch 10 Stimmen mit ja, durch 5 Stimmen aber mit nein beantwortet und 
in Bezug auf den zweiten Theil des Geſet-Entwurfs die Frage: Erkennt es 
die Abtheilung für wünſchenswerth, daß zu Beförderung gütlicher Ausein— 
anderſetzung über den Nachlaß eines bäuerlichen Grundbeſitzers geſetzliche Vor 
ſchrift gegeben werde? mit neun Stimmen bejaht, mit ſieben Stimmen aber 
verneint. Nach Schluß der Berathung über die einzelnen Paragraphen des 
Entwurfs wurde vorbehaltenermaßen nochmals über die beiden Haupttheile 
des Gefegentwurfs generell abgeſtimmt, vorher aber, da die an die Spitze des 
Geſetzes geſtellten Motive allgemein angefochten worden waren, die Frage 
aufgeworfen: Soll beantragt werden, daß die Worte: „auf Erhaltung eines 
kräftigen Bauernſtandes, wie der Güter deſſelben in den Familien ihrer Bez 
figer, hinzuwirken“ im Eingange des Geſetzes weggelaſſen werden? Dieſe 
Frage wird durch neun Stimmen inkl. der Abgeordneten der Landgemeinden 
aus Preußen, Pommern, Poſen und Rheinland mit ja, durch 5 Stimmen 
aber inkl. der Abgeordneten der Landgemeinden aus Brandenburg, Schleſien 
und Sachſen mit nein beantwortet. Als Grund ihrer Erklärung giebt die 
letztgenannte Minorität an, daß ſie zwar die Motive qu. als ſolche durchaus 
nicht theilt, ſie aber dennoch nicht weggelaſſen wiſſen will, weil fie die Ten⸗ 
denz des Geſetzes enthielte und ſie wünſchen müſſe, daß dieſe Tendenz bei der 
Berathung des Entwurfes nicht überſehen werden möge. Die am Schluß 
der Berathung über das Geſetz im Allgemeinen nochmals aufzuſtellenden Fra⸗ 
gen wurden folgendermaßen formulirt: 1) Sollen die erſten drei Paragraphen 
des Gefeg-Entwurfs, die Taxalion bäuerlicher Grundſtücke betreffend, mit den 
nach den Sitzungs⸗Protokollen zu beantragenden Modificationen angenommen 
werden? Es antworten neun Stimmen mit ja, worunter die Abgeord⸗ 
neten der Landgemeinden von Preußen, Pommern und Poſen, und fünf 
Stimmen mit nein, worunter die Abgeordneten der Landgemeinden von 
Vrandenburg, Schleſien, Sachſen und Rheinland 2) Soll der §. 4 des 
Geſetz⸗-Entwurfs mit dem nach den Sitzungs-Protokollen zu beantragenden 
Modiſicationen angenommen werden? Es erklärten ſich ſechs Stimmen 
mit ja, inkl. der Abgeordneten der Landgemeinden aus Pommern, und acht 
Stimmen mit nein, inkl. der Abgeordneten der Landgemeinden von Preußen, 


Poſen, Sachſen, Brandenburg, Schleſten und Rheinland. Aus diefen ver⸗ 
ſchiedenen Abſtimmungen geht hervor: 1) daß eine überwiegende Majorität 


der Abtheilung die an die Spitze des Geſetzes geftellte Motive daraus ent⸗ 
fernt wiſſen will; 2) daß eine große Majorität der Abtheilung denjenigen 


Theil des Geſetzes, welcher von der Taxation handelt, mit Modificationen 


annehmen will, und daß ſich darunter von 7 Abgeordneten der Landgemein⸗ 
den 3 befinden. 3) Das zwar eine Majorität der Abtheilung von 9 gegen 
7 ein Geſetz zur Beförderung gütlicher Auseinanderſetzungen u. ſ. w für 
wünſchenswerth hält, aber doch nur eine Minorität von 6 gegen 8 Stimmen 
den §. 1 mit den beantragten Modificationen annehmen will, und daß der 


über die wichtigſten einzelnen Pofitionen des 


bei weitem größte Theil der Abgeordneten der Landgemeinden ſich unter dei 
letztgenannten Majorität befindet. i 
Diejenigen unter uns, welche entweder gegen das Geſetz im Allgemeinen, 
oder auch gegen einen der beiden Theile deſſelben ſich erklärt haben, gründen 
ihr Votum auf folgende, bald der Geſammtheit, bald einzelnen Mitgliedern 
angehörende Motive. 1) Der preußiſche Bauernſtand iſt kräftig genug, und 
bedarf es, um ihn zu kräftigen oder kräftig zu erhalten, keiner beſonderen 
Geſetze. Seine Kraft hat ſich in ſchwierigen und verhängnißvollen Zeiten auf 
das entſchiedenſte bewährt, und ein mehr als dreißigjähriger Friede hat ihre 
fernere Entwickelung eben ſo glücklich befördert, als das Freimachen von hem⸗ 
menden Feſſeln, welche ihr fruͤher entgegenſtanden. 2) Unſere jetzige einſchla⸗ 
gende Geſetzgebung genügt vollkommen und gewährt in Bezug auf Abſchätzung 
von Ruſtikal⸗Grundſtücken und zur Beförderung gütlicher Auseinanderſetzun⸗ 
gen hinreichenden Anhalt. 3) Geſetze in vorſtehender Beziehung können über⸗ 
haupt den Stand der Landgemeinden nicht kräftigen, die beſte Kräftigung iſt 
die, welche er bei ganz freier Dispofktion über ſein Beſitzthum aus ſich ſelbſt 
heraus entwickelt. 4) Das vorliegende Geſetz ſei partikularer Natur, und 
ein ſolches bedürfe der Stand der Landgemeinden nicht. 5) Weitere als 
jetzt geſetzlich beſtehende Befugniſſe den Vormundſchafts-Behörden zu ertheilen, 
ſei nicht wünſchenswerth, im Gegentheil für die Minderjährigen gefährlich, 
zumal bei einzeln ſtehenden Richtern. Die Beſtimmungen des Geſetze-Ent⸗ 
wurſs ſeien nur zum Vortheil des Gutannehmers, keinesweges aber im In- 
tereſſe der Mündel. 6) Das beſte Mittel, die Nachtheile zu vermeiden, welche 
den Beſtimmungen des Geſet-Entwurfs hinfichtli der Vormundſchaſts⸗Ve⸗ 
hörden entgegentreten wollen, ſei Erleichterung der teſtamentariſchen Verfü⸗ 
gungen, in Bezug auf Form und Koſten. 7) Uebrigens ſei es nicht einmal 
zweckmäßig, durch geſetzliche Veſtimmungen auch nur mittelbar die Subhaſta⸗ 
tion zu erſchweren, weil dadurch der Intelligenz die Thüre verſchloſſen würde 
welche durch Einkauf Fremder oft in einen Ort einziehe, und endlich könnten 
8) in Fällen, wo viele Schulden auf dem Grundſtück haften, die Minorennen 
nach dem Geſetz-Entwurf leicht um ihr ganzes Erbtheil gebracht werden, wenn 
die Vormundſchafts⸗-Vehörde dem Annehmer des Grundſtücks für zwei Drittel 
der Taxe oder auch darunter überläßt, während letzterer das Grundſtück 
ſpäterhin zur vollen Taxe oder noch darüber verkauft und allein etwas übrig behält. 
Diejenigen Mitglieder der Abtheilung aber, welche für das Geſetz ſich 
ausgeſprochen haben, motiviren ihr Votum durch folgende Gründe, welche 
theils ihre Geſammtheit, theils einzelne Mitglieder für ſich in Anſpruch nehmen: 
1) Wenn auch der preußiſche Baucrnfland im Allgemeinen ein kräftiger ges 
nannt werden könne, ſo treffe dies keinesweges für alle Provinzen und Kreiſe 
im Staate zu, und auch da, wo es zutreffe, würde die vorhandene Kräftig⸗ 
keit der Maſſe jedenfalls der Erhöhung fähig und der Erhaltung bedürftig 
ſeiu. 2) Die jetzigen geſetzlichen Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts 
Tit. 7. Thl. II. und der Gerichts-Ordnung Tit. 6 Thl. II. über Prinzipien 
und Verfahren bei Tarationen ruſtikaler Grundftüde find unzweckmäßig und 
unbeſtimmt, deshalb eben verſchiedener Deutung fähig, und die Praktik lehrt 
täglich, daß ſie bald zu niedrige, bald zu hohe Taxen zur Folge haben, da— 
durch aber bald Veeinträchtigung, bald übermäßige Bevorzugung, immer aber 
Schwankung und Unfiherheit im Beſitz hervorbringen. 3) So ſehr wir auch 
das Prinzip der Selbſtentwickelung durch Dispoſitions-Freiheit ehren und an⸗ 
erkennen, ſo ſind wir doch der ſeſten Ueberzeugung, daß dieſe nur durch eine 
heilſame Geſetzgebung diejenige Unterſtützung erhalten kann, welche ihr noth⸗ 
wendig iſt. Dieſen Zweck verfolgt auch das vorliegende Geſetz, indem es die 
Oinderniſſe befeitige, welche der Dispoſttions-Freiheit entgegenſtehen. 4) Als 
Partitulargeſetz dürfte der gegenwärtige Geſetz-Entwurf kaum angeſehen wer⸗ 
den können, da die im Stande der Land⸗Gemeinden vertretenden Grundſtücke 
bei weitem die Mehrzahl ausmachen, für Rittergüter faſt in allen Provinzen 
Kredit⸗Vereine mit beſonderen Taxations-Grundſätzen beſtehen, und für ſtädti⸗ 
ſche Grundſtücke, welche meiftentheils im Annexum eines Gewerbes oder eines 
Hauſes, daher nach dem Verkehrswerth zu beurtheilen ſind, andere Normen 
beſtehen müſſen. Uebrigens ſoll das gegenwärtige Geſetz auch nur an Stelle 
beſtehender Partikular-Geſetze treten, auch haben manche für den Stand der 
Landgemeinden beſtehende Singular-Geſetze höchſt wohlthätig gewirkt. 5) Es 
fei bekannt, daß nachgelaſſene Ruſtikal-Grundſtücke ſehr häufig zur Subhaſta⸗ 
tion kommen, weil keiner der majorennen Erben daſſelbe zur vollen Taxe an⸗ 
nehmen will und kann, wodurch nicht nur die Güter oder Grundſtücke aus 
der Familie kommen, ſondern auch die Erben häufig einen geringeren Kauf— 
preis erhalten, die Minderjährigen aber der anderweiten, nur von dem ver⸗ 
wandten Annehmer zu erlangenden Vortheile, als Erziehung, Alimentation, 
Ausſtattung ꝛc., verluſtig gehen, welche durch eine größere Geld-Abſindung 
nicht zu erſetzen ſeien. Das Geſetz ſolle die Vormundſchafts-Vehörden von 
denjenigen Vorſchriften befreien, welche ſie oft gegen den Willen der Familie 
und gegen das Intereſſe der Pflegebefohlenen zur Subhaſtation nöthigen. 
Wenn die Vormundſchft die nicht mehr lebenden Aeltern vertrete, ſo ſolle ſie 
auch mindeſtens einen Theil ihrer freien Befugniß bis zu einer gewiſſen zu 
ſetzenden Schranke ausüben. Die befürchteten Uebergriffe zum Nachtheil 
der Mündel wären um ſo weniger zu befürchten, als eines Theils das Geſetz 
nur fakultativ nicht beſtimmt maßgebend ſei und anderentheils die §§. 232%. 
Tit. 18 Thl. II. des Allgemeinen Landrechts den Vormündern bündige Pflich⸗ 
ten auflegen. 6) Wenn auch Erleichterung in Form und Koſten der letzwil⸗ 
ligen Verfügungen zu wünſchen feien, ſo frage ſichs, ob deshalb viel mehr 
teſtirt werden würde, denn weniger die Schwierigkeit der Teſtaments⸗Auf⸗ 
nahme, als die Scheu, ein Teſtament zu machen und Sorgloſigkeit ſei der 
Grund, daß ſelten letztwillige Dispofitionen erfolgten. 7) Durch die Sorge: 
unnöthige und nachtheilige Subhaſtationen zu! vermeiden, ſei man keineswe⸗ 
ges Willens, dem Einziehen fremder Intelligenz einen Damm entgegenzuſetzen, 
und glaube, daß dieſelbe durch freiwilligen Einkauf und Einheirath ſattſam 
einwandern werde.“ Ich habe mir vorgenommen, meine Herren, aus den⸗ 
jenigen Erläuterungen, welche die Königlichen Kommiſſarien, die wir die Ehre 
gehabt haben, in unſerer Abtheilung zu ſehen, uns gegeben haben, einige Mo— 
mente hevorzuheben und dem Gutachten beizufügen, um daraus die Prinzipien 
zu erſehen, nach welchen der Geſetz-Entwurf geformt worden iſt. Da ich 
aber auf der Miniſterbank einen der Königl Kommiſſarien erblicke, fo würde 
ich bitten, dieſe Erläuterungen ſelbſt zu machen. 
a Landtags⸗Kommiſſar: Ich bitte um die Erlaubniß, daß der Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſar hierüber einen Vortrag halten dürfe. 7 
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Regierungs⸗Kommiſſar Lette: Es dürfte vielleicht vorzugsweiſe bei die⸗ 
ſem Geſetze nothwendig ſein, der hohen Verſammlung einige Erläuterungen 
zu geben, ſowohl über die Geſchichte des Geſetzes, als über deſſen Prinzip und 
die Bedürfnißfrage. So unbefangen der Geſetz-Entwurf jetzt in die Welt 
tritt, ſo hat derſelbe doch eine ſehr weit zurückgehende Geſchichte, welche mit 
allen den Bewegungen zuſammenhängt, die in den letzten Decennien die Lan⸗ 
deskultur-Geſetzgebung betrafen, mit dem Streben, einerſeits ihre Prinzipien 
aufrecht zu erhalten und andererſeits die Prinzipien derſelben wiederum zu 
beſchränken, indem man annahm, daß fie ſich in ihren Wirkungen als ſchäd⸗ 
lich erwieſen. Gleich auf den erſten Provinzlal-Landtagen mehrerer Provin⸗ 
zen kam er zur Sprache, daß die in den Geſetzen von 1807 und 1811 ge⸗ 
währte freie Beſugniß, insbeſondere der bäuerlichen Wirthe, über ihr Grund- 
eigenthum unbeſchränkt zu verfügen — eine Freiheit, welche fie unſerer Lan⸗ 
desgeſetzgebung zu verdanken hatten — einen tüchtigen Bauernſtand gefährden 
könne, daß es daher wünſchenswerth ſei, Veſchränkungen ſowohl in Bezug 
auf die Dismembrations⸗Befugniß, als in Betreff der Erbtheilungen und des 
Rechtes, ihre Grundſtücke verſchulden zu dürfen, einzuführen. Dergleichen 
Beſorgniſſe gingen zuerſt von den Provinzial-Landtagen ſelbſt aus, ſie ergrif⸗ 
fen hierauf das Gouvernement, und es wurden von dieſem verfchiedenartige 
Vorſchläge im Sinne der gewünſchten Veſchränkungen auch den Provinzial⸗ 
Landtagen vorgelegt. Als man indeß der Sache näher trat und darüber die 
Organe des Landes, die Provinzial-Landtage, hörte, hatte man im Lande 
mehr und mehr eingeſehen, daß es mit jenen Beſorgniſſen nicht ſo arg wäre, 
daß der Bauernſtand vielmehr kräftiger geworden ſei, ſich gekräftigt habe 
aus dem Prinzip der Freiheit heraus, gerade durch die freie Verfügung über 
ſein Grundeigenthum, welche die Baſis der Landeskultur-Geſetzgebung bildet. 
Es wurden die Grundſätze, welche etwa im Jahre 1830 den Provinzial-Land⸗ 
tagen zur gutachtlichen Aeußerung vorgelegt worden, größtentheils und im 
Allgemeinen von dieſen desavouirt und zwar vorzüglich von den Vertretern 
der Landgemeinden ſelbſt. Jedoch legte das Gouvernement im Jahre 1841 
zwei im Syſteme verbundene Geſetz-Entwürfe vor, den einen wegen Dismem⸗ 
bration der Grundſtücke, den anderen wegen eines bäuerlichen Erbtheilungs— 
Syſtems und Wiedereinführung gemäßigter Taxen der bäuerlichen Güter. 
Bei der jetzigen Berathung kommt es nur auf den letzteren an; ich erlaube 
mir des erſteren nur inſoweit zu erwähnen, um daran die Bemerkung zu 
knüpfen, daß die Geſetzgebung in dieſer Beziehung ihren Abſchluß in dem Ge— 
ſetze vom 3. Februar 1845 erhalten hat, einem Geſetz, welchem wiederum das 
Prinzip der Freiheit des Eigenthums und der Freiheit, darüber zu verfügen, 
unbedingt zum Grunde liegt, welchem eine Beſchränkung des Grundeigenthums 
fern liegt. Das Geſectz-Projekt von 1841, welches allerdings hiſtoriſch, aber 
auch nur hiſtoriſch genommen, den Ausgangspunkt des dem hohen Landtage 
jetzt vorliegenden Geſetzes bildet, hatte weſentlich zwei Hauptbeſtimmungen, die 
mehrfach Widerſpruch fanden. Die eine Beſtimmung ging auf die Einfüh⸗ 
rung eines beſonderen Erbfolge-Syſtems im Bäuernftande, wonach ein Vor— 
recht der Erſtgeburt und des männlichen Geſchlechtes gelten und außerdem 
dem Hofes-Annehmer ein gewiſſes Präcipuum, ein Vorzugsrecht an dem Werthe 
des väterlichen Erbes eingeräumt werden ſollte. Dieſe Beſtimmungen erreg— 
ten bei der Mehrzahl der Provinzialſtände großes Bedenken, hauptſächlich 
bei den Vertretern der Landgemeinden. Nur von einem Provinzial-Landtage 
wurde das Geſetz einſtimmig angenommen, von dem der Provinz Sachſen, 
außerdem nur von der Majorität des brandenburgiſchen und des ſchleſiſchen 
Landtages; dagegen von denen der Provinzen Pommern, Poſen und Preußen 
abgelehnt. Auch auf dem brandenburgiſchen und ſchleſiſchen Landtage hatten 
ſich indeß erhebliche Minoritäten dagegen ausgeſprochen. Aber ſelbſt, und 
darauf bitte ich die hohe Verſammlung zu achten, von dieſen Minoritäten 
kamen Anträge auf gewiſſe Maßregeln, wie Sie wollen, zur Conſervation 
des Bauernſtandes, oder aber zur beſſeren Regulirung ſeiner Verhältniſſe. 
Namentlich vereinigte ſich die Minorität des ſchleſtſchen Landtags mit der 
Majorität in der Anſicht, welche auch auf dem preußiſchen Landtage anklang, 
daß unſer beſtehendes Vormundſchaftsrecht nicht auf Erbtheilung kleinerer Be— 
ſitzungen berechnet ſei; es lege den Vormundſchafts-Vehörden Zwang auf, 
unter gewiſſen Umſtänden die Subhaſtation der väterlichen Beſitzung eintre⸗ 
ten zu laſſen, wo es Wunſch und angemeſſener ſei, die Güter in den Händen 
der Familien zu erhalten. Der kleine Kapitals-Antheil Pflegebefohlener am 
Werthe des väterlichen Gutes wird oft durch die Subhaſtationskoſten und ſon⸗ 
ſtige Weiterungen abſorbirt, während oft ein geringerer Kapitals-Antheil von 
den Vortheilen überwogen wird, welche den Pflegebefohlenen durch Erziehung 
und Pflege ſeitens des das älterliche Gut annehmenden Miterben in der Re— 
gel gewährt werden. Selbſt die Minoritäten beantragten daher, gemähigte 
Taxen in Bezug auf alle bäuerlichen Grundſtücke wieder einzuführen. Solche 
Anträge kamen namentlich auch von den Vertretern der Landgemeinden zum 
Vorſchein. Man wollte alſo für Bauergüter gemäßigte Taxen wiederherſtellen. 
Nachdem die Stimmen des Landes in dieſer Weiſe ſich ausgeſprochen, war 
inzwiſchen auch die Anſicht des Gouvernements eine andere geworden; man 
hatte eine andere Auffaſſung von den Wirkungen der Landeskultur-Geſetzge⸗ 
bung auch in Bezug auf den Bauernſtand gewonnen. Der früher eingeſchla— 
gene Weg in der Legislation wurde daher ganz verlaſſen und der gegenwär⸗ 
tige Geſetz-Entwurf nach mannigfachen Berathungen und Erörterungen in 
der Weiſe gefaßt, wie er jetzt vorliegt. Die geſchichtliche Veranlaſſung dazu 
liegt allerdings in gewiſſermaßen gemeinſamen Anträgen faſt aller Provinzials 
Landtage, mit Ausnahme von Pommern und Poſen; denn auch Preußen 
wollte in gleichem Sinne einige legislative Maßregeln ergriffen wiſſen. In⸗ 
deſſen find dieſe Anträge allein keinesweges maßgebend für die Bearbeitung 
des Geſetzes geweſen. Zwar befand ſich das Gouvernement in der Lage, den 
Landtagen gegenüber dieſe feit vielen Jahren berathene Sache in gleicher Weiſe 
zu einem Abſchluß zu bringen, wie dies mit dem Dismembrationsweſen ge⸗ 
ſchehen iſt. Es wurden dabei jedoch auch jene Anträge der Minoritäten ge⸗ 
prüft, und man mußte ſich die Frage beantworten. find ſelbſt dieſe Anträge 
der Minoritäten noch ein Bedürfniß, und wie weit find fie es? So viel 
über die Geſchichte des Geſetzes. 5 N 

In Bezug auf das Prinzip deſſelben hat man ſich ausdrücklich darüber 
verſtändigt, daß das weſentlichſte Mittel zur Kräftigung des Bauernſtandes, 
die Haupturſache, weshalb in der Mark wie in anderen Provinzen, mit Aus⸗ 
nahme weniger Landestheile, ein viel kräftigerer Bauernſtand hervorgetreten 
iſt, als er früher je dageweſen war, nicht in ſolchen Maßregeln zu ſuchen 


ſei, wie ſie 1841 vorgeſchlagen worden, ſondern in dem Prinzip der Freiheit 
des Grundbeſitzes, in der Ablöſung der Real-Laſten, der Frohnen und Ser⸗ 
vituten. Dies ſchloß jedoch die Beachtung gewiſſer Verhältniſſe und Uebel 
ſtände der beſtehenden Geſetze nicht aus, welche einer Reform bedürfen; je⸗ 
doch nicht einer Reform in der Richtung von Beſchränkungen des Landeskul⸗ 
tur⸗Geſetzgebung, ſondern in Bezug auf Wegräumung von Hinderniffen einer 
freien Entwickelung, die in der gegenwärtigen Geſetzgebung liegen. Es ſei 
mir erlaubt, nach dieſer allgemeinen Expoſition über die Geſchichte und das 
Prinzip des Geſetz⸗Entwurſs auf die beiden Haupttheile und das Bedürfniß 
deſſelben noch näher eingehen zu dürfen. Der Geſetzvorſchlag zerfällt wefent- 
lich in zwei Theile. Der erſte Theil iſt in den SS. 1—3, der zweite in dem 
§. 4 enthalten. Bei dem erſten Theile des Geſetzes muß daran erinnert wer⸗ 
den, daß früherhin alle bäuerlichen Grundbeſitzungen bei Erbtheilungen nach 
einer gemäßigten Taxe abgeſchätzt werden ſollten. Das verordnet zum Theil 
auch das oſtpreußiſche Provinzialrecht. Dieſe Vorſchrift wegen der gemäßig⸗ 
ten Taxen verwies indeß auf Taxprinzipien, die überall nicht vorhanden ſind; 
fie weiſt im Allgemeinen zurück auf die Grundſätze des Provinzialrechts, aber 
dieſe Grundſätze des Provinzialrechts über Aufnahme bäuerlicher Erbtaxen 
fehlen in unſeren Geſetzbüchern. In dem oſtpreußiſchen Provinzialrechte heißt 
es, man ſolle fie im Anhange ſuchen, fie find aber hier nicht zu finden. 
Ausdrücklich iſt die gedachte Vorſchrift nur ſeit dem Regulirungs-Edikte vom 
Jahre 1811 und der Declaration vom 29. Mai 1816 in Bezug auf ſolche 
bäuerliche Güter aufgehoben, welche durch dieſe Geſetze in Eigenthum ver⸗ 
wandelt find. Dagegen iſt die Vorſchrift des Landrechts §. 280, Tit. 7 Thl. 
II. ff., wonach die Bauergüter bei Abfindung von Miterben nach einer ges 
mäßigten Taxe abgeſchätzt werden ſollen, in Betreff der vor den Regulirungs⸗ 
Geſetzen ſchon Eigenthum ihrer Beſitzer geweſenen bäuerlichen Beſitzungen ſte— 
hen geblieben, wenigſtens bis jetzt nicht ausdrücklich aufgehoben worden. Selbſt 
durch Miniſterial-Reſkripte im Jahre 1833 iſt die Anſicht noch ausgeſprochen 
und feſtgehalten, daß die beſagte Vorſchrift wegen der Erb-Taxen für ders 
gleichen Bauergüter noch jetzt gelte. Ferner fehlt es an beſonderen Tax⸗Prin⸗ 
zipien für bäuerliche Grundbeſitzungen. Es iſt auch wohl anzunehmen, daß 
es gerade jetzt in der Entwickelungs-Epoche unſerer landwirthſchaftlichen In⸗ 
duſtrie und bei deren mächtigem Fortſchreiten beſondere Schwierigkeiten hat, 
Tax⸗Prinzipien für die bäuerlichen Veſitzungen in den verſchiedenen Landes⸗ 
theilen aufzuftellen. Die Allgem. Gerichts-Ordnung verweiſt im Allgemeinen 
wegen Abſchätzung kleinerer und anderer Landgüter, als ritterſchaftlicher, nur 
auf die Tax⸗ Prinzipien für Rittergüter. Dieſe paſſen aber auf bäuerliche 
Grundſtücke in keiner Weiſe. Entweder fallen die danach angelegten Taxen 
zu hoch oder zu niedrig aus, wodurch letzterenfalls die Pupillen benachthei⸗ 
ligt werden. Es haben daher die §88. 1—3 den rein praktiſchen Zweck, ein⸗ 
mal auszuſprechen, daß jene vorhandenen Zweifel wegen der gemäßigten Erb⸗ 
Taxen beſeitigt werden, anderentheils, daß künftighin ſo wenig bei denjenigen 
Bauergütern, welche ſchon früher und vor 1811 Eigenthum geweſen find, als 
bei denjenigen, welche es durch die Regulirungs-Geſetze geworden, nach ge⸗ 
mäßigten Taxen geſchätzt und getheilt werden ſoll, vielmehr nach einer wah⸗ 
ren Werths⸗Taxe. Dieſes iſt keine exceptionelle, ſondern vielmehr eine ſolche 
Maßregel, welche die Bauergüter auch in dieſer Beziehung auf den allgemei⸗ 
nen Standpunkt hinſtellt, auf dem ſich alle anderen Güter befinden. Ferner 
erſchien es deshalb, weil die Tax-Beſtimmungen für bäuerliche Befigungen 
fehlen oder doch unpaſſend ſind, zur Sicherung einer angemeſſenen Taxe, 
zweckmäßig, die Taxe von Standesgenoſſen aufnehmen zu laſſen und anzu⸗ 
ordnen, daß die Taxatoren nicht blos, wie es öfter geſchieht, über einzelne 
Tar-Pofltionen vernommen werden, z. B. darüber, ob der Acker zur erſten 
oder zweiten Klaſſe u. ſ. w. gehöre, ob er ſo oder ſo viel Einſaat erfordere 
und wie viel Ertragskorn er gäbe; die Taxatoren ſollen ſich gleichzeitig über 
den Geſammtwerth der Beſitzung ausſprechen, weil es bekannt iſt, daß die 
Taxatoren aus den Standesgenoſſen ſehr wohl kennen, welchen wirklichen 
Werth ein Gut hat, während bei einer blos kalkulatoriſchen Berechnung des 
Reſultats nach ſachverſtändig angegebenen einzelnen Sätzen oft ganz fehler⸗ 
hafte Taxen zum Vorſchein kommen. Dies ſind die praktiſchen Geſichtspunkte, 
welche den SS. 1—3 des Gefeg-Entwurfs zum Grunde liegen. Was den 8 
4 deffelben betrifft, der einen beſonderen, den zweiten Theil, des Geſetzes 
bildet, ſo hängt eben dieſer mit den oben erwähnten früheren Anträgen der 
Provinzial-Landtage weſentlich zuſammen; denn Viele hatten erklärt, und 
dies mußte als richtig anerkannt werden, daß die Vorſchriften unſerer Vor⸗ 
mundſchafts⸗Ordnung, wonach in der Regel, wenn nicht die volle Taxe und 
außerdem beſondere Vortheile geboten werden, Subhaſtation eintreten ſoll, 
auf die Verhältniſſe der Grundbeſitzer, und namentlich der kleineren, nicht 
berechnet wären, zumal häufig die Tax-Prinzipien für dergleichen kleinere 
Güter nicht paßten. Es liegt häufig vielmehr im Intereſſe der Minorennen, 
daß ſie auf dem väterlichen Gute verpflegt und erzogen werden, was der 
Wirth ohne Gefährdung ſeines Nahrungsſtandes ſehr wohl leiſten kann, wäh⸗ 
rend er, beſonders in manchen Landestheilen, wo es an Kapitalien fehlt, nicht 
im Stande iſt, ſofort und größere Baar-Abſindungen aus dem Gute heraus⸗ 
zuzahlen. Außerdem kam beim F. 4 noch in Betracht; daß in der Provinz 
Weſiphalen ein bäuerliches Erbfolge-Geſetz verlangt und im Jahre 1836 er⸗ 
laſſen worden iſt, welches ſich jedoch durchaus nicht bewährt hat. Es wurden 
daher zur Beſeitigung der Uebelſtände dieſes Geſetzes im Jahre 1844 Beſtim⸗ 
mungen erlaſſen, welchen im Weſentlichen der §. 4 entſpricht. Dieſe Beſtim⸗ 
mungen haben ſich in Weſtphalen vollkommen bewährt, und es iſt mir noch 
neuerlichſt von Abgeordneten der Landgemeinden aus Weſtphalen verſichert wor⸗ 
den, daß die Grundſätze des §. 4 des jetzigen Entwurfs dasjenige enthalten, 
was dem Bauernſtande noth thue, während das Geſetz von 1836 durchaus 
keinen Anklang bei denen gefunden hat, die es zunächſt angeht. Daher konnte 
man um ſo weniger Bedenken tragen, die in Weſtphalen bewährten Beſtim⸗ 
mungen auf die im Allgemeinen gleichen Verhältniſſe und Bedürfniſſe der 
kleinen Grundbeſitzer anzuwenden. Dabei bitte ich, im Auge zu behalten, daß 
§. 4 in keiner Weiſe irgend eine Beſchränkung einführt, irgend eine poſitive 
Anordnung enthält, ſondern eben weiter nichts bezweckt, als die Vormundſchafts⸗ 
Behörden von denjenigen Feſſeln zu entbinden, welche ihnen die Vormund⸗ 
ſchafts⸗Ordnung oft gegen das Intereſſe der Pflegebefohlenen, wie der Fami⸗ 
lien, auflegt, daß dadurch nur den Vormündern und. vormundſchaftlichen 
Gerichten ein freieres Ermeflen wegen Bewilligung von Friſten für die Aus⸗ 
zahlung der Abfindungen und fonft geſtattet werden ſoll. Dies iſt der Punkt, 
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der beim §. 4 im Auge zu behalten iſt. Während die Beſtimmungen des 8. 
4 in einigen Landestheilen Bedürfniß find, find fie in anderen wenigſtens 
unſchädlich. Denn man muß doch redliche Vormünder und verſtändige Vor⸗ 
mundſchafts⸗ Gerichte vorausſetzen. — Dies find die Motive, welche dem 
Geſetze zu Grunde liegen. she a 

Nun bitte ich endlich, noch auf diejenigen Einwendungen zurückkommen 
zu dürfen, welche ſchon in dem Ausſchuſſe der Kurie der drei Stände von 
verſchiedenen Abgeordneten der Landgemeinden gegen das Grſetz erhoben ſind. 
Man bemerkte, — und darauf reduziren ſich hauptſächlich die Einwendun⸗ 
gen gegen den Geſetz-Entwurf — derſelbe führe ein Singularrecht für einen 
befonderen Stand, für den der Bauern, ein, indem er, wie es in der Ein⸗ 
leitung des Geſetzes heißt, zur Erhaltung eines kräftigen Bauernſtandes die⸗ 
nen ſolle. Dagegen iſt mit vollem Recht bemerkt, daß allein oder hauptſäch⸗ 
lich durch dieſe geſetzlichen Maßregeln der Bauernſtand nicht gekräftigt werden 
würde, dieſe Kräftigung vielmehr in der Freiheit und in den Rechten liege, 
welche dem Bauernſtande durch die Agrar-Geſetzgebung eingeräumt find. Es 
fragt ſich indeß, ob die vorgeſchlagenen Veſtmmungen nicht weſentlich dazu 
beitragen werden, die beſſere Regultrung und freiere Entwickelung der Ver⸗ 
hältniſſe des Vauernſtandes zu befördern. In der That mußten die SS. 1. 
bis 3 ein ſingulares Recht für den Bauernſtand enthalten, weil ſie beſte⸗ 
hende geſetzliche Beſtimmungen theils erläutern, theils verbeſſern ſollen, die 
eben nur für dieſen Stand gelten, namentlich die Aufhebung des F. 280. 
Tit. 7. Thl. II. Allg. Landrechts, wegen der gemäßigten Erbtaxen, ausſpre⸗ 
chen und eine Ergänzung der Taxvorſchriften der Allgemeinen Gerichts⸗Ord⸗ 
nung enthalten, welche auf Anwendung der ritterſchaſtlichen Tax-Prinzipten 
verweiſt, die aber für kleinere Befigungen nicht paſſen. Daraus erklärt ſich 
von ſelbſt, warum ſich die SS. 1. bis 3. des Geſetzes nur als ein Singular⸗ 
recht des Bauernſtandes darſtellen konnten. Was F. 4. anlangt, fo find even 
diejenigen Verhältniſſe und Bedürfniſſe darin berückſichtigt, welche ſich in die⸗ 
fer Beziehung bei den kleineren Grundſtücksbeſitzern viel entſchiedener heraus⸗ 
fielen, als bei den größeren, wie dies vom Herrn Referenten in dem Gut⸗ 
achten hervor heben worden. Es liegt alſo eigentlich nur, wenn wir uns 
ganz offen über die Motive des Widerſpruchs verſtändigen wollen, demfeiben 
ausſchließlich die Beſorgniß zum Grunde, es könnte ſelbſt durch die gegeu⸗ 
wärtige Maßregel, insbeſondere durch F. 4., fo entfernt davon auch die Ein⸗ 
führung eines beſchränkenden Singularrechtes des Bauernſtandes, wiederum 
das Grund⸗Prinzip unſerer Landeskultur-Geſetzgebung in Frage geſtellt wer⸗ 
den; der Widerſpruch iſt alſo hauptſächlich aus einem Mißtrauen dagegen 
und nicht ſowohl aus der entſchiedenen Anſicht gegen das Bedürfniß des Ge⸗ 
ſetzes hervorgegangen. Im Gegentheil, und darauf dürfte es doch ankom⸗ 
men, hat ſich eine überwiegende Meinung fur das praktiſche Bedürfniß der 
einzelnen vorgeſchlagenen Maßregeln erklärt, wie dies im Gutachten der Ab⸗ 
theilung angegeben iſt. Eine Majorität hat ſich gegen die Bedürfnißfrage 
unr infofern erklärt, als fie ſich gegen die Tendenz verwahrt, die großen 
Prinzipien unferer Landeskultur⸗Geſetzgebung anzutaſten. So ſcheinen die ver⸗ 
ſchiedenen Abſtimmungen der Abtheilung verſtanden werden zu müſſen. Ich 
habe mir dieſen erläuternden Vortrag auch über die praktiſchen Geſichtspunkte 
und Zwecke des Geſetz-Entwurfs befonders deshalb erlaubt, weil ich glaube, 
daß die Berathung des Geſetzes dadurch weſentlich abgekürzt werden dürfte, 
wenn die Diskuſſton hauptſächlich auf den praktiſchen Standpunkt, den das 
Geſetz hat und einnehmen will, hinübergeht. 

Marſchall: Ueber die Bedürfnißfrage und über die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze dieſes Geſetzes hat zuerſt der Herr Abgeordnete Lenſing das Wort als 
Korreferent. 

Abg. Lenſing: Meine Herren, aus der Denkſchrift geht hervor, daß 
nicht gar lange, nachdem Preußen durch eine weiſe Reform⸗Geſetzgebung, die 
in einer bedrängnißvollen Zeit ins Leben getreten iſt, die Feſſeln der Perſo⸗ 
nen des Eigenthums und der Gewerbe gelöft hatte, ſchon die Tendenz von 
verſchiedenen Seiten ſich kundgab, hinſichtlich eines Standes, nämlich des 
Bauernſtandes, ſeine Kräftigung, ſeine Erhaltung dadurch fördern zu wollen, 
daß man ihm ſeine Freiheit aufs neue einſchränkte, mit Verkennung alſo der 
ewigen Wahrheit, daß ohne Freiheit kein Gedeihen, keine Kräftigung, kein 
Erhalten möglich iſt. Der Baum, der ſeine Wurzeln in der Erde nicht frei 
ausbreiten kann, der ſeinen Wipfel nicht frei zum Himmel erheben kann, der 
ſeine Zweige nicht frei ausdehnen kann, verkümmert in der nährenden Atmo- 
ſphäre, ſiecht und ſtirbt. Ich weiß nicht, ob man mehr ſtaunen muß über die 
Macht des Vorurtheils, welches derartige Tendenzen hervorgerufen hat, oder 
über die Unbekanntſchaft mit den Zuſtänden des Bauernſtandes und des Lan⸗ 
des, jenes geſegneten Theiles der Erde, wo der Bauernſtand ſeit Jahrhun⸗ 
derten, wo er von jeher frei und unabhängig dageſtanden und aus eigener 
Kraft ſich zu erhalten gewußt hat. Ich bezeichne damit jene weſtlichen Theile 
Germaniens, von denen leider ein Theil dem Bunde unſerer germaniſchen 
Staaten entriſſen iſt. Dort ſtand von jeher der Bauer frei, er ſteht noch frei; 
er hat ſich erhalten nicht allein trotz der Freiheit, ſondern gerade durch ſeine 
Freiheit. Er hat einen Wohlſtand entwickelt, der ihn in den Stand gefegt hat, 
die Kultur ſeines Vodens auf eine Höhe zu bringen, die allerſeits als Muſter 
für andere Länder anerkannt wird. Mit Freuden indeß haben wir erſehen, 
daß auf dieſe Tendenz bei unſerer hohen Staats: Regierung endlich eine ans 
dere Anſicht obfiegend geweſen ift. Wir haben es geſehen und gehört aus dem 
Vortrage des Herrn Kommiſſars, daß die Anſicht Raum gewonnen hat, daß 
nicht durch Beſchränkungen, nicht durch unmittelbare Einwirkung, welche die 
Freiheit der Dispofition ſtört, auf die Kräftigung und Erhaltung des Bau⸗ 
ernſtandes einzuwirken if, ſondern nur in mittelbarer Weiſe und haupftſäch⸗ 
lich durch Wegräumung derjenigen Hinderniſſe, die in der älteren Geſetzge⸗ 
bung noch dann und wann anzutreffen find. So iſt der jetzt unſerer Bera- 
thung unterliegende Geſetzentwurf entſtanden. Der Geſetzentwurf zerfällt haupt⸗ 
ſächlich in zwei Theile. Der erſte Theil, der ſich auf die Abſchätzung bezieht, 
iſt in den drei erſten Paragraphen enthalten; der zweite Theil, der ſich dar⸗ 
auf bezieht, den Vormundſchaften bei Auseinanderſetzungen größere Befugniffe 
beizulegen, als fie bisher gehabt haben, iſt im §. 4. enthalten. 

Was dieſe erſte Abtheilung anbetriſſt, inſofern dieſe nur die Tendenz 
hat, eine bisherige Verſchiedenheit hinſichtlich der Taxen, die zu verſchiedenen 
Zwecken aufgenommen worden, und eine Rechtsunſicherheit, die in einigen 
Theilen unferes Vaterlandes in diefer Hinſicht noch beſtehen mag, wegzuräu⸗ 
men, ſo würde ich für meinen Theil nichts zu erinnern haben, ich würde es 


vielmehr für ſehr zweckmäßig anerkennen, daß namentlich in dem §. 3 die 
Beſtimmung Platz gegriffen hat, daß die Taxatoren auch jedesmal über den 
Geſammtwekth der Beſitzung gutachtlich zu hören find. Meine Herren! Ich 
gehöre einem Landestheile an, wo man die entſchiedenſte Abneigung hat gegen 
alles dasjenige, was irgendwo eine neue Begründung eines Unterſchiedes der 


verſchiedenen Stände in Beziehung auf Rechte und auf das Geſetz hervorru⸗ 


ſen könnte Als allgemeines Geſetz, wenn dieſes allgemeine Geſes auch dazu 
dienen ſoll, um bisher beſtandene ſingulare Geſetze wegzuräumen, würde es 
eben fo nützlich fein für die anderen Stände, als es für den Vauernſtand 
nützlich iſt, würde es eben ſo nützlich ſein für den Stand der Städte, denn 
auch dort können bei den Auseinanderſetzungen und bei anderen Taxen die 
nämlichen Grundſätze ſehr gut gelten, welche in Beziehung auf bäuerliche 
Grundſtückc gelten. Als Partikular⸗Geſetz für den Bauernſtand habe ich in 
der Abtheilung mich gegen dieſe erſte Abtheilung erklärt, obgleich ich, wie ich 
hier erörtert habe, im Allgemeinen dieſe Beſtimmungen nicht für unzweckmä⸗ 
fig halte. Ich gehe jetzt über zur 2ten Abtheilung des Geſetzes, namentlich 
zu §. 4. Nach den bisherigen landrechtlichen Beſtimmungen, Th. II. Tit. 18 
§§. 576, 577, 578 und 579 find die Vormundſchaften ſchon autoriſirt, uns 
ter den großjährigen Mitbetheiligten alle einzelnen Uebertragungen der Grund⸗ 
ſtücke zu bewilligen; aber es iſt dort feſtgeſetzt, daß jedesmal die ganze Taxe 
muß erreicht werden, reſp. wenn unter die Taxe herunter gegangen werden 
ſoll. Dieſes, was dann an der Taxe abgeſetzt wird, muh durch andere Vor⸗ 
theile für die Minorennen wieder erſetzt werden. Dieſe Beſtimmungen ſind 
nach meinem Dafürhalten und nach der Praxis, wie ſie in unſerer Gegend 
ſich gebildet hat, völlig ausreichend. Ich würde eine größere Beſugniß der 
Vormundſchaften für gefährlich, ich würde ſie für nachtheilig halten. Ich bin 
alſo der Meinung, daß in dieſer Beziehung die bisherigen Vorſchriften des Allg. 
Landrechts völlig ausreichen. Ich werde gegen das Geſetz, ſowohl gegen die 
erſte, als auch gegen die zweite Abtheilung ſtimmen. 

Abg. Winzler: Ich glaube, meine Herren, wenn man die Bedürfniß⸗ 
frage recht klar auffaſſen will, muß man ſich erſt diejenigen Zwecke hinſtellen 
und klar machen, welche das Geſetz hat. Der Zweck ſteht in dem erſten 
Satze des Gefeges bezeichnet, nämlich: zur Erhaltung eines kräftigen Bauern- 
ſtandes. Ich glaube, die Meiſten in der Verſammlung werden hier, ich weiß 
nicht, ob freudig, einen alten Bekannten begrüßen. Es iſt ein Geſetz, das 
mit einer eben ſolchen Beglückungstheorie im Jahre 1826 auſtauchte und 
nachher öfters, namentlich im Jahre 1842, als ſogenanntes Erbfolgegeſetz, 
wie ich glaube, ſechs Provinzial-Landtagen zur Vegutachtung vorlag. Man 
glaubte damals, daß es bei dieſer Berathung wohl ſein Ende erreicht habe, 
denn das Urtheil dieſer ſechs Landtage ging dahin, daß ſowohl das Bedürf⸗ 
niß als auch die Zweckmäßigkeit, ja ſogar die Gerechtigkeit in den Vorſchrif⸗ 
ten des Geſetzes beſtritten wurden. Dennoch, meine Herren, erſcheint hier 
wieder eine ſolche Verordnung zu gleichem Zwecke und mit beinahe ähnlichen 
Formen, und es drängt ſich von ſelbſt die Frage auf, ob etwa vielleicht jetzt 
unser wackerer Bauernſtand einer ſolchen Aufhülfe bedürfe, ob er vielleicht dahin 
gelangt fei, daß man ihn für unmündig halte und Partikular⸗Geſetze zu feiner 
Erhaltung geben müſſe, die doch nur durch die höchſte Nothwendigkeit her⸗ 
vorgerufen werden ſollten. Gewiß, meine Herren, wir Alle, auch wenn wir 
dieſem ehrenhaften Stande nicht angehören, müſſen eine ſolche Frage mit 
„Nein“ beantworten, namentlich wenn wir ſehen, daß nach den ſehr wohl⸗ 
thätigen Geſetzen früherer Jahre, die ihm die freie Bewegung ſicherten und 
die Freiheit des Grund-Eigenthums, die Aufhebung der Leibeigenſchaft bes - 
ſtimmten, unſer Bauernſtand ſich ſo ſehr gehoben hat, nicht blos im Wohl⸗ 
ſtande, ſondern auch im geiſtigen Guten, in der Intelligenz, wie wir gewiß 
unter den Mitgliedern aus dieſem Stande täglich ſehen und mit Achtung 
anerkennen. Die Bedürfnißfrage müſſen wir daher gewiß Alle verneinen. 
Das Geſetz hat aber noch einige andere Theile, es will uns neue Taxen ge⸗ 
ben, Erleichterungen bei vormundſchaftlichen Beſugniſſen, das Wort Erleich⸗ 
terung findet überall gewiß Anklang. Wer wünſcht nicht, erleichtert zu fein; 
ich glaube, wir haben auch Urſache, fie zu wünſchen, weil es noth thut. Ich 
weiß indeß nicht, worin dieſe Erleichterung hier beſteht. Wir haben eine 
Menge Taxen, die ritterſchaftlichen Taxen, Ertragstaxen, Fractions- oder 
Durchſchnittstaxen; aber überall waren dieſe Taxen mehr oder weniger zweck⸗ 
mäßig, fie gründeten ſich alle auf Zahlen. Man ging bei ihnen nur aus 
zwei Geſichtspunkten aus, entweder aus dem Zuſtande der Gegenwart oder 
aus dem der Vergangenheit. Ich könnte aber in Verzweiflung ſein über 
das, was wir hier im Satz 1 der vorliegenden Verordnung finden. Wir 
bekommen eine neue Taxe, ein neues Tarprinzip: „nach dem nachhaltigen 
Ertragswerth“, alſo diejenigen Dinge, die bisher einer Taxe zum Grunde 

elegt werden konnten, ſollen nicht mehr aus der Gegenwart oder Vergan⸗ 
genheit, ſondern aus der Zukunft geſchöpft werden, denn das liegt, glaube 
ich, in dem Worte „nachhaltig.“ Aber ich glaube, dazu kann man Nieman⸗ 
den durch ein Geſetz helfen; dazu kann Jedermann ſich nur ſelber machen, 
und zwar durch Fleiß und Ordnung; ein papiernes Geſetz kann keine Leis 
ſtungsfähigkeit erzeugen. 5 : Er 

In dem zweiten Theil des Geſetzes bietet man uns Erleichterungen der 
bisherigen Vormundſchafts-VBefugn fe und verſichert, dieſe geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen feien nur fakultativer Natur, man könne fie anwenden oder laſſen; 
ich behaupte aber, dies ſei mehrfach unrichtig, denn viele davon ſeien feſt be⸗ 
ſtimmend, und was wollen ſie? — Um einen präſtationsfähigen Menſchen 
hinzuſtellen, bringen ſie die übrigen Anerben immer mehr einem Zuſtande 
näher, der uns wohl Alle mit Furcht und mit dem Willen erfüllt, ſolchen 
möglichſt zu beſeitigen, nämlich dem Proletariat, was fo ſehr ſchon in allen 
Städten ſich zeigt und dies will man hier durch den zweiten Theil des Ge⸗ 
ſetzes auch auf dem Lande hervorrufen, denn was will man durch den zwei⸗ 
Theil ſonſt. Ich behalte mir vor, bei der Verathung der einzelnen Theile 
noch meine Anſichten vorzutragen, muß aber zugleich im voraus ausſprechen, 
daß ich, ſo viel in meinen Kräften ſteht, dazu beitragen möchte, daß ein 
ſolches Geſetz nicht angenommen würde, und zwar deshalb, weil es kein Be⸗ 
dürfniß iſt, ihm Klarheit in feinen Veſtimmungen, Leichtigkeit in feinen Ans 
wendungsformen und Recht, wahres Recht in ſeinem Prinzipe fehlt. 


(Schluß folgt.) 


